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1 Einleitung

Der Wechsel in Ostdeutschland von der Plan- zur Marktwirt-
schaft war mit tiefgreifenden Umbrüchen nicht nur der Markt-,
sondern ebenso der Institutionenordnung verbunden. Dabei
forderte die schnelllebige Zeit den Akteuren am Arbeitsmarkt
schnelle Entscheidungen ab. Ziel dieses Beitrages ist es, die
Rolle der Unternehmen, d.h. konkret, die Bedeutung ihrer Le-
benslaufpolitik hinsichtlich ihres Einflusses auf kohortenspe-
zifische Beschäftigungschancen zu untersuchen. Betriebliche
Lebenslaufpolitik meint, dass Personalverantwortliche aus
Unternehmen als »gatekeeper« (Struck 1998a) einen syste-
matischen Einfluss auf die Übergangsstrukturen in Unter-
nehmen und damit auf individuelle Karriereverläufe ausüben. 
Im Folgenden werden anhand qualitativer Betriebsfallanaly-
sen in ostdeutschen Unternehmen betriebliche Lebenslaufpo-
litiken und ihre Bedeutung für Chancen und Risiken unter-
schiedlicher Alters- und Qualifikationstypen untersucht.
Nach einer kurzen Einführung in die Fragestellung, den Er-
klärungsansatz und in den Untersuchungsaufbau werden die
Ergebnisse der Untersuchung in drei Schritten vorgestellt. In

einem ersten Schritt wird die betriebliche Lebenslaufpolitik
anhand von betrieblichen Ein- und Ausstiegen untersucht.
Anschließend wird der betriebliche Altersaufbau als Resultat
betrieblicher Lebenslaufpolitik dargestellt. Abschließend
werden zwei Typen betrieblicher Lebenslaufpolitiken vorge-
stellt und in ihren Folgewirkungen analysiert.

2 Fragestellung

Die Fragestellung der Untersuchung soll in drei Schritten ent-
wickelt werden:

1. Betriebliche Lebenslaufpolitik als Übergangsgestaltung:
Verschiedene Arbeiten (Kappelhoff/Teckenberg 1987; All-
mendinger 1989) kommen im internationalen Vergleich zu
dem Ergebnis, dass die Neigung des deutschen Arbeitsmark-
tes, Strukturwandel intergenerational zu prozedieren und we-
niger intragenerational, eine Folge der starken Verberufli-
chung des deutschen Arbeitsmarktes sei. Charakteristikum
sind neben einer auch in anderen Ländern vorhandenen
Schließung von Professionsarbeitsmärkten durch Hochschul-
zertifikate die Schließung der bundesrepublikanischen Ar-
beitsmärkte durch die Rekrutierung von Facharbeitern und
Fachangestellten, die das System der Dualen Ausbildung
durchlaufen haben. Von einer Reihe von Autoren (Beck u.a.
1978; Brater 1983; Bolte u.a. 1988; Geißler 1991, 1995; 
Baethge/Baethge-Kinsky 1998) wird z.T. seit den 70er Jahren
die Auffassung vertreten, der beschleunigte Strukturwandel
des Produktionssystems und die schnellen Veränderungen in
den Dienstleistungsberufen benötigen einen ungehemmten
Wissensumschlag. Einmal erworbenes berufsfachliches Wis-
sen stoße immer schneller an Barrieren gewandelter neuer
Qualifikationsanforderungen, berufstypische Profile lösten
sich auf und so sei das System der Berufsfachlichkeit als
Ganzes in Frage zu stellen. Von vorrangigem Interesse für die
Unternehmen sei die Vermittlung spezifischer einsatzbezoge-
ner Kenntnisse. Die berufsfachliche und professionelle Aus-
bildung sei dann eine notwendige, allerdings für den Karrier-
eweg keineswegs hinreichende Bedingung für eine Beschäfti-
gung, aus der eine besondere betriebliche oder gar gesell-
schaftliche Anerkennung erwächst (Baethge/Baethge-Kinsky
1998: 468). Dabei gilt allerdings unabhängig von der Frage,
inwieweit die auf generelle Qualifizierungen abzielende Aus-
bildung in ihrer Bedeutung hinter eine betriebsspezifische d.h.
hinter eine auf den Einsatz bezogene Vermittlung von Spezi-
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Betriebliche Lebenslaufpolitik richtet sich auf die Gestaltung von Übergängen im Erwerbsleben. Unter Berück-
sichtigung ihres Kontextes, d.h. ihrer rechtlichen, wirtschaftlichen und (organisations-)demografischen Bedingun-
gen ist es möglich, zu erklärungskräftigen Aussagen über Chancen und Risiken am Arbeitsmarkt zu kommen.

Die Übergangspolitik der ostdeutschen Personalverantwortlichen beschränkt sich auf enge Einstiegspfade von Be-
rufsanfängern, auf dauerhafte Beschäftigungsverhältnisse der »Gebliebenen« sowie auf Austrittspfade für ältere
Arbeitnehmer. In nahezu allen Unternehmen zielt die Personalpolitik auf die Herstellung stabiler Beschäftigungs-
verhältnisse zwecks optimaler Nutzung ihrer (betriebsspezifischen) Qualifikationen.

Je wichtiger für Unternehmen eine hohe betriebliche Verbleibsdauer der Beschäftigten ist, desto notwendiger wer-
den ein ausgeglichener Altersaufbau der Belegschaft, ein kontinuierlicher Verlauf innerbetrieblicher Karrieren und
ein gewisses Maß an intergenerationaler Fluktuation. In einer Reihe ostdeutscher Unternehmen offenbaren sich hier
jedoch Probleme. Die Übergangspolitik der Nachwendezeit führte zu altersstrukturellen Friktionen, die es nunmehr
erschweren, einen angestrebten Qualifikations- und Wissenserhalt in den Unternehmen zu sichern.
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alkenntnissen zurücktritt, dass für Unternehmen, die in die
Ausbildung und in die betriebliche Integration ihrer jungen
Beschäftigten investiert haben (Franz/Soskice 1994; Bardele-
ben/Beicht/Feher 1994) ein Anreiz besteht, diese Investitionen
durch eine längerfristige Betriebsbindung zu amortisieren. 

Vor dem Hintergrund der dynamischen Strukturwandelspro-
zesse in Ostdeutschland soll im Folgenden zunächst gezeigt
werden, welche Bedeutung messen Personalverantwortliche
der berufsfachlichen Ausbildung und/oder der betriebsspezi-
fischen Qualifizierung ihrer Beschäftigten bei und inwieweit
sind sie in ihrer Übergangspolitik an einer stabilen oder fle-
xiblen Beschäftigung orientiert?

2. Folgen der betrieblichen Übergangspolitik für die Alters-
strukturierung von Unternehmen: Die Frage nach der Bedeu-
tung der Übergangsgestaltung steht in einem engen Verhält-
nis zur Altersstruktur der Unternehmen. Eine Ausrichtung auf
junge, neu qualifizierte Nachwuchskräfte, verbunden mit
dem Ziel einer längerfristigen Betriebsbindung, hat eine mög-
lichst friktionsfreie Ablösung aufeinanderfolgender Alters-
und Einstellungskohorten zur Bedingung. Mit der Entkopp-
lung von Schule, Ausbildungszeit und betrieblicher Laufbahn
verbindet sich hingegen eine gewisse Unabhängigkeit von ei-
nem kontinuierlichen Kohortenaustausch im Unternehmen.

Die altersstrukturelle Beschäftigungssituation nach der
»Wende« gestaltet sich vielschichtig, und es besteht in der so-
zialwissenschaftlichen Literatur Unsicherheit über die Ein-
ordnung der ostdeutschen Arbeitsmarktprozesse. Mit Blick
auf Untersuchungen in Industriebetrieben gelangt Lutz zu
dem Schluss, dass der Arbeitsmarkt in den neuen Bundeslän-
dern abgeschottet sei (Lutz 1995: 19). Selbst jüngere Perso-
nen hätten keinen Zugang zu Betrieben erhalten bzw. seien
aufgrund des geringen Bestandschutzes in dieser Altersgrup-
pe ebenso schnell entlassen worden wie ältere Jahrgänge.
Letztere wurden, unterstützt durch staatliche Maßnahmen
zum frühen Altersübergang, in erheblichem Umfang aus dem
Arbeitsmarkt ausgegliedert. Doch nicht nur im verarbeiten-
den Gewerbe, sondern auch in anderen Wirtschaftszweigen
hat sich – so Lutz – eine Dominanz mittlerer Altersjahrgänge
herausgebildet, die eine Personalfluktuation und damit so-
wohl den Einstieg jüngerer wie älterer Kohorten verhindert
(Lutz 1996: 149ff.; Staudt/Voß 1994: 6). Gleichwohl beste-
hen Zweifel an der Reichweite der Aussage einer Dominanz
abgeschotteter interner Arbeitsmärkte. Studien im Dienstlei-
stungssektor deuten an, daß es aufgrund von Wachstum und
Strategien des Personalaustausches vor allem bei Banken,
Versicherungen und in der Sozialversicherung, aber auch im
Handel sehr wohl zu Einstellungen vor allem jüngerer Grup-
pen am Arbeitsmarkt gekommen ist (Hüning/Nickel/Struck-
Möbbeck 1995; Struck 1998b; Rieger/Molnar 1994). 

Eine Analyse betrieblicher Lebenslaufpolitiken soll den Zu-
sammenhang von Altersgruppen am Arbeitsmarkt er-
schließen helfen. Indem sich betriebliche Lebenslaufpolitik
auf Übergänge hinein in Unternehmen, aus Unternehmen her-
aus und auf Auf- und Abstiege in Unternehmen richtet, wirkt
sie mit an der institutionellen Ausgestaltung qualifikations-
und altersgruppenspezifischer Chancen- und Risikostruktu-
ren. Es wird also zweitens untersucht, welche Folgen die be-

triebliche Gestaltung von Übergängen für die Altersstruktur
in den unterschiedlichen Wirtschaftszweigen hat.

3. Spielräume betrieblicher Lebenslaufpolitik: Es kann ver-
mutet werden, dass nicht alle Unternehmen in gleicher Wei-
se in der Lage sind, ihre Interessen an einer für sie optimalen
Qualifikations- und Altersstruktur umzusetzen. Es ist also zu
prüfen, ob und inwieweit sie Gestaltungskraft aufbringen
können, eigene Ziele erfolgreich zu verfolgen, oder ob sie le-
diglich situativ auf institutionelle und marktliche Verände-
rungen reagieren. Lassen sich hinsichtlich der Spielraumge-
staltung typische Lebenslaufpolitiken von Unternehmen be-
stimmen?

3 Erklärungsansatz

Betriebliche Lebenslaufpolitik richtet sich auf das Leistungs-
potenzial der Beschäftigten d.h. auf den Erwerb und die An-
erkennung von Qualifikationen. Verbunden damit richtet sie
sich zugleich auf den Austausch und die Stabilität der Be-
schäftigung. Indem sie ihren Ausdruck in der Gestaltung von
Übergängen findet, ist betriebliche Lebenslaufpolitik als
Übergangspolitik operationalisierbar.

Übergang bezeichnet eine Veränderung des Status von einem
Ursprungs- in einen Folge- bzw. Endzustand (einen Überblick
geben George 1993, Kutscha 1991, Sackmann 1998). Über-
gänge im Erwerbsleben geben einen Systembereich an, der
vor allem durch folgende Übergänge gekennzeichnet ist: 

a) Eintritt ins Erwerbsleben (von der Schule in den Betrieb,
von der Schule in die berufliche Ausbildung – also Duale
Ausbildung, Berufsfachschule, Fach-, Fachhoch- und
Hochschule –, von der Berufsausbildung in den Betrieb).

b) Bewegungen im Erwerbsleben (Betriebswechsel, Wieder-
einstiege nach Arbeitslosigkeit, Umschulung oder Kinder-
erziehungsphasen, freiwillige Austritte und Entlassungen).

c) Austritte aus der Erwerbstätigkeit (Rente und Vorruhe-
stand).

Übergänge im Erwerbsleben können aus der Sicht von Indi-
viduen, von Institutionen oder Organisationen analysiert wer-
den:

a) Richtet sich die Forscherperspektive auf Individuen, dann
werden ihre (berufsbiografischen) Entscheidungen und
Handlungen der Übergangsbewältigung untersucht. Typisch
sind Akteurs-, Lebenslauf- und Sozialisationskonzepte, die
individuelle Dispositionen, rationale Wahlhandlungen oder
individuelle Anpassungsprozesse an neue Erwartungsstruk-
turen analysieren (einen Überblick gibt Heinz 1995).

b) Werden Übergänge aus der Perspektive von Institutionen
betrachtet, dann soll zur Bezeichnung institutioneller Rah-
mungen von Übergängen der Begriff Übergangsstruktur ver-
wendet werden. Institutionelle Rahmungen geben individuel-
len Übergängen eine formale Struktur, indem sie auf die Ver-
bindungen von Ursprungs- und Folge- bzw. Endzuständen
wirken. Untersuchungen zu Übergangsstrukturen richten ihr
Interesse dann zumeist auf spezielle Institutionen, die Über-
gänge im Erwerbsleben formen, so etwa die Berufsfachlich-
keit des Arbeitsmarktes (Dostal u.a. 1998, Sackmann/Rasztar
1998) oder institutionelle Netzwerke langfristiger informel-
ler Beziehungen (Rosenbaum u.a. 1990).1

c) Drittens kann sich die Perspektivenwahl auf Organisatio-
nen richten. Die Kennzeichnung organisatorischer Handlun-
gen soll durch den Begriff Übergangspolitik erfolgen. Im
Kontext organisatorischer Erfordernisse und unter Berück-
sichtigung institutioneller Rahmungen lenken Organisatio-
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1 Im grundlegenden Verständnis geht es hier um die Verfasstheit des Arbeits-
marktes, d.h. der „verfahrensmäßig präzisierten Vermittlung“ von „Hand-
lungsorientierungen und Rationalitätskriterien“ (Lepsius 1990: 61). Mit
Blick auf Übgangsstrukturen ist dann von Interesse, welche Anschlüsse und
Brüche Institutionen in Übergängen produzieren und welche inter-institu-
tionellen Konflikte neue institutionelle Differenzierungen auslösen, die –
vorausgesetzt sie können sich dauerhaft reproduzieren – ihrerseits Institu-
tionalisierungsprozesse auslösen.



nen individuelle Übergänge und damit Mitgliedschaft und
Rolle, in Anlehnung an ihre organisationsinternen Entschei-
dungsprogramme (Luhmann 1988: 177ff.). Übergangspoliti-
ken konkretisieren die Verbindungen zwischen Ursprungs-
und Folge- bzw. Endzustand. Sie bestimmen Chancen und Ri-
siken von Erwerbstätigen und sie wirken (stabilisierend oder
destabilisierend) zurück auf institutionell geformte Über-
gangsstrukturen. So geleitete Untersuchungen von Übergän-
gen im Erwerbsleben betrachten das Zustandekommen und
die Wirkungen unternehmerischer Übergangspolitiken.

Nach George (1993) und Sackmann (1998: 117ff.) sind Unter-
suchungen von Übergängen von besonderer Ertragsstärke,
wenn sie individuelle Übergänge und Übergangsstrukturen im
Zusammenhang analysieren. In einer Reihe von Studien ist ein
solcher Analyseweg beschritten worden. So zunächst in den
Mobilitätsuntersuchungen am Arbeitsmarkt von White (1970)
und Sørensen (1983) sowie in den organisationsdemografi-
schen Untersuchungen2, grundlegend zunächst in den USA vor
allem von Pfeffer (1981, 1983, 1985) und in Deutschland von
Meixner (1985), Brüderl (1991), Brüderl/Preisendörfer/Ziegler
(1991) und Köchling (1995). Der Leitgedanke, dem diese Ar-
beiten folgen, ist, dass die demografischen Verteilungen und die
damit im Zusammenhang stehende Vakanzstruktur die Mobi-
litätschancen von Personen bestimmt.

Die Mehrzahl dieser Untersuchungen ist auf Arbeitsmarktbe-
wegungen auf der Ebene des Einzelunternehmens bezogen.
Dies mindert die Aussagekraft. Darüber hinaus vernachlässi-
gen sie die Bedeutung organisatorischer Entscheidungsstruk-
turen. Um zu substanzielleren Aussagen für weiterführende
Arbeitsmarkt- und Lebenslauftheorien zu kommen, sind wei-
tere Wege zu beschreiten und zusammenzuführen:

a) Erstens ist die Ebene des Einzelunternehmens zu verlas-
sen, um Übergangs- und Austauschstrukturen auf dem Ar-
beitsmarkt zu erfassen. In jüngster Zeit finden sich Beispiele
hierfür bei Sackmann (1998), Bender/Preißler/Wübbecke
(2000) und Dietrich (2000).

b) Zweitens sind institutionelle Rahmenbedingungen einzu-
beziehen. Beispiele hierfür sind die für das staatliche Le-
benslaufregime der Bundesrepublik prägenden Elemente ei-
ner grundsätzlichen Förderung der Erwerbstätigkeit (etwa
durch Lohn- oder Ausbildungskostenzuschüsse oder durch
Anwartschaftsregelungen in der Sozialversicherung), institu-

tionelle Regelungen des Berufseintritts (etwa durch eine Aus-
dehnung des Bildungssystems), staatliche Förderung der Be-
rufsfachlichkeit, Rentenaustrittsregelungen (etwa Verren-
tungsalter und Anwartschaftsmodalitäten) oder Kündigungs-
schutzregelungen usw.

c) Drittens sind Übergangspolitiken der Unternehmen zu
berücksichtigen. Hier handelt es sich um mehr als um die Exe-
kutierung gesetzgeberischer Intentionen unter Berücksichti-
gung von (branchenabhängigen) Marktzwängen. Einzubezie-
hen sind organisationsinterne Wert- und Nutzenpräferenzen.
Dabei richtet sich die Übergangspolitik von Unternehmen so-
wohl auf quantitative Austauschstrukturen zwischen Organi-
sationsmitgliedern sowie Mitgliedern und Nicht-Mitgliedern,
als auch auf qualitative Austauschbeziehungen (wie Erfah-
rungstransfers etc.). Beide Dimensionen stehen in einem Ab-
hängigkeitsverhältnis zueinander und so beeinflussen Ent-
scheidungen von Unternehmen sowohl die Ebene der Über-
gangsstrukturen als auch die Ebene der individuellen Perso-
nalentwicklung und Motivation.

Zusammenfassend läßt sich festhalten: Eine Analyse von Über-
gängen im Erwerbsleben soll den Zusammenhang von Alters- und
Qualifikationsgruppen am Arbeitsmarkt erschließen helfen. Die
Analyse von Übergangspolitiken ist in besonderer Weise geeig-
net, diese Übergänge zu untersuchen. Indem sich betriebliche
Übergangspolitiken auf Übergänge hinein in Unternehmen, aus
Unternehmen heraus und auf Auf- und Abstiege in Unternehmen
richten, wirken sie mit an der institutionellen Ausgestaltung qua-
lifikations- und altersgruppenspezifischer Chancen- und Risiko-
strukturen am Arbeitsmarkt. Betrachtet werden kann dann, wie
und unter welchen Bedingungen es in unterschiedlichen Unter-
nehmen verschiedener Wirtschaftszweige zu innovations-, moti-
vations- und flexibilitätsfördernden oder -verhindernden Qualifi-
kations- und Altersstrukturen kommt.

4 Untersuchungsaufbau

Betriebliche Lebenslaufpolitik hat, bei aller Einschränkung
ihrer Eigenständigkeit und Reichweite, einen erheblichen
Einfluss auf die beruflichen Verläufe von Organisationsmit-
gliedern3 und auf berufliche Chancen von Nicht-Mitgliedern.
Personalstrategien von Unternehmen können sich auf kurz-
und/oder langfristige Beschäftigung, auf berufliche, betrieb-
spezifische und/oder betriebsunspezifische Qualifikationen
richten und sie können jugend-, alterszentrierte oder homo-
gene Beschäftigtenstrukturen zulassen bzw. herausbilden.
Damit setzen sie Rahmenbedingungen für individuelle Be-
schäftigungschancen. Gleichzeitig sind sie selbst abhängig
von Kontextfaktoren, hier vor allem von der institutionellen
Verfasstheit des Arbeitsmarktes und der wirtschaftlichen
Branchensituation. Die Stellung am Güter- und Arbeitsmarkt
bestimmt dann die Spielräume in der Ausgestaltung betrieb-
licher Lebenslaufpolitiken mit. Zudem gehen betriebliche
Faktoren wie Größe und Gründungszeitpunkt, bestehende
Personalstruktur, Arbeitsorganisation und Qualifikationsbe-
darfe mit unterschiedlichen Politikpraktiken einher.

Betriebliche Lebenslaufpolitik ist das Ergebnis von Einzel-
handlungen von Akteuren. Dabei setzen sie – als Ergebnis
früherer Entscheidungen – einen Rahmen für neue Handlun-
gen (siehe Abbildung 1). Mit der Methode von Experteninter-
views (Struck 1998a: 72ff.; allg. Meuser/Nagel 1991) wurden
personalverantwortliche gatekeeper vor dem Hintergrund der
konkreten unternehmerischen Praxis nach Abstimmungen zwi-
schen ihren Handlungspräferenzen und ihren Wahrnehmungen
struktureller Bedingungen und in Bezug auf den Kohortenaus-
tausch befragt.4 Der Untersuchungsfokus ist auf die betriebli-
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2 „The concept of organizational demography ... affords a way of linking in-
dividual an organizational level of attributes. The demography of an orga-
nization or an subunit reflects the aggregation of characteristics of indivi-
dual members of its population, but at the same time, is a macro-level pro-
perty of the unit as a whole, incorporating the relationship and distributio-
nal properties of the individuals who are members“ (Wagner/Pfeffer/O’Reil-
ly 1984: 75). Zum Literaturüberblick auch Leblebici (1992), Nienhüser
(1991, 1992, 1998), Stewman (1988).

3 An anderer Stelle sind personalpolitische Entscheidungsträger in ihrer Rol-
le als definitionsmächtige gatekeeper für individuelle Karrieren untersucht
worden (vgl. Struck 1998b).

4 Die Interviewführung erfolgte standardisiert. Der erste Teil der Fragen be-
zog sich auf Grunddaten des jeweiligen Unternehmens (Marktposition, Be-
schäftigtenstruktur). Anschließend sollten spezifische Fragen zu Berufs-
und Qualifikationspfaden, der beruflichen Erstausbildung, der Übernahme
von Auszubildenden aus anderen Unternehmen, der Neueinstellung von
Hochschulabsolventen und berufserfahrenen Beschäftigten, zu freiwilligen
Austritten und Entlassungen sowie zur Verrentungspraxis beantwortet wer-
den. Abschließend wurden Fragen zu generellen Leitbildern der Lebens-
laufpolitik des Unternehmens gestellt. In der Auswertung wurde zunächst
anhand von Einzelfallinterpretationen ein Interpretationsrahmen entwickelt,
der die Festlegung interviewnaher Auswertungskategorien ermöglichte. Die-
se Auswertungskategorien dienten der validierten Vercodung der transkri-
bierten Interviewtexte. Die so vorstrukturierten Textteile dienten der For-
mulierung erster Hypothesen zur betrieblichen Lebenslaufpolitik, die dann
in rekursiven Auswertungsschritten überprüft und reformuliert wurden. Auf
diese Weise konnten qualifikations- und altersgruppenspezifische betriebli-
che Übergangsstrukturen und Typen betrieblicher Lebenslaufpolitik heraus-
gearbeitet werden.



chen Entwicklungen seit der »Wende« gerichtet. Eine Berück-
sichtigung der Zeitabhängigkeit von Entscheidungen ermög-
licht die Analyse von Akteursentscheidungen in ihren (be-
triebs-) strukturellen und institutionellen Kontexten.

Das Auswahlverfahren der Betriebsfallstudien (Boos 1993)
orientiert sich an dem sogenannten „dimensionalen sam-
pling“ (Arnold 1970; Boos/Fisch 1986; Yin 1987). Hierzu
werden zuerst die Dimensionen bestimmt, auf denen die (Be-
triebs-)Fälle variieren. Ziel des Verfahrens ist es, den Einfluss
bestimmter Variablen zu kontrollieren. 

Maßgeblich für die Auswahl der untersuchten Wirtschafts-
zweige war erstens das Marktumfeld, unterschieden wurden
kontraktierende, expandierende und regulierte Märkte, zum
zweiten die Unternehmensgröße. Die Wirtschaftszweige soll-
ten innerhalb der Märkte unterschiedliche Unternehmens-
größenstrukturen aufweisen. Die Möglichkeiten eines Unter-
nehmens, Personalentscheidungen zu treffen, wie auch die
Entscheidungen selbst, d.h. ob Stellen besetzt werden, ent-
lassen wird usw., hängen ab von der Stellung, die ein Unter-
nehmen auf Absatz- und Beschaffungsmärkten einnimmt.
Darüber hinaus unterscheiden sich größere von kleineren Un-
ternehmen vor allem dadurch, daß sie aufgrund struktureller
Vorteile wie ihrer größeren Finanzkraft und ihrer personal-
politisch besseren Kompensationsmöglichkeiten personelle
Anpassungsmaßnahmen stetiger und längerfristiger gestalten
können. Mit Blick auf das Marktumfeld wurden zunächst drei
Gruppen mit jeweils groß- und kleinbetrieblichen Größen-
strukturen unterschieden. Zum ersten kontraktierende Märk-
te: Hier wurden die chemische Industrie und kleinere chemi-
sche Labore ausgewählt, da sie nach der »Wende« langfristig
und in außergewöhnlich starkem Maße vom Strukturwandel
betroffen waren (Schmidt-Tophoff 1993, Verband der chemi-
schen Industrie 1995, Ifo 1997). Zum zweiten expandierende
Märkte: Hier wählten wir den Finanzdienstleistungssektor,
konkret die größeren Banken und Sparkassen sowie die klein-
betrieblich organisierten Steuer-/Wirtschaftsprüfer und Un-
ternehmensberater. Diese Wirtschaftszweige galten nach der
»Wende« eine Zeit lang als wirtschafts- und beschäftigungs-

politische »Hoffnungsträger« (vgl. Struck 1998b). Drittens
regulierte Märkte: Hier wählten wir Krankenversicherungen
und die wiederum kleinbetrieblich organisierten ambulanten
Pflegedienste. Sie fanden aufgrund staatlicher Rahmungen
(Krankenkassen als Körperschaft öffentlichen Rechts und
Pflegedienste unterstützt durch die Pflegeversicherung) ver-
gleichsweise abschätzbare Nachfrageentwicklungen vor (Ga-
banyi 1997, Kuhlmey u.a. 1993, Oldiges 1994). 

Nachdem die drei Marktbereiche bzw. die sechs groß- und
kleinbetrieblichen Wirtschaftszweige festgelegt waren, wur-
de für die konkrete Auswahl der Unternehmen eine weitere
Dimension bestimmt, das Gründungsgeschehen der Unter-
nehmen. Teilweise begannen Unternehmen neu, andere Un-
ternehmen etablierten sich neu am Markt und übernahmen da-
bei einen Teil der Beschäftigten aus Vorgängerunternehmen,
wieder andere Unternehmen wurden nach der »Wende«
einschließlich ihrer Beschäftigten weitergeführt. Entschei-
dend für die Auswahl war also nicht die Rechtsstellung, son-
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Abbildung 1: Betriebliche Lebenslaufpolitik

Tabelle 1:Auswahldimensionen der Wirtschaftszweige für
Betriebsfallstudien

Groß-/mittel- Kleinbetriebliche
betriebliche Struktur Struktur

expandierender Banken/ Steuer- u. Wirtschafts-
Markt Sparkassen prüfer/ Unternehmens-

(B1-B6) berater 
(W1-W6).

kontraktierender Chemieindustrie Chemielabore/ 
Markt (C1-C5) Umweltanalyse

(U1-U5)

regulierter Kranken- Ambulante 
Markt versicherungen Pflegedienste

(K1-K7) (P1-P7)



dern der Tatbestand, ob es sich um eine Fortsetzung schon zu
DDR-Zeiten bestehender arbeitsorganisatorischer und perso-
neller Strukturen gehandelt hat, ob neue organisatorische
Strukturen zum Teil mit Personal aus DDR-Zeiten aufgebaut
wurden oder ob gänzlich neu begonnen wurde.5

5 Ergebnisse

Im Folgenden werden die Ergebnisse in drei Schritten prä-
sentiert. Zunächst wird das Zustandekommen der kohorten-
und qualifikationsgruppenspezifischen Strukturierung des
innerbetrieblichen Arbeitsmarktes analysiert. Im Anschluss
daran werden betriebliche Altersstrukturen als Folge der be-
trieblichen Übergangsgestaltung vorgestellt. Zum Schluss
werden die Tragweite und die Folgewirkungen typisierter
Handlungsmuster betrieblicher Lebenslaufpolitiken unter-
sucht.

5.1 Betriebliche Lebenslaufpolitik als Übergangsgestal-
tung

Mit der Untersuchung der Gestaltung von einzelnen Über-
gängen unterschiedlicher Qualifikations- und Kohortengrup-
pen hinein in und hinaus aus Unternehmen werden zunächst
die Ursachen der Altersstrukturen und Kohortenaustauschre-
lationen analysiert. Gefragt wird: Verbindet sich mit dem dy-
namischen Strukturwandel in Ostdeutschland eine (dauerhaf-
te) Destabilisierung von Beschäftigung oder richtet sich die
Übergangspolitik von Unternehmen auf den Aufbau stabiler
Beschäftigungsverhältnisse? Welche Gründe werden ge-
nannt? Begonnen wird mit der Darstellung unterschiedlicher
Eintrittswege in Unternehmen, im Anschluss daran werden
Austrittswege untersucht.

Duale Ausbildung

Den wichtigsten Übergang in Unternehmen stellt der Weg
über die Duale Ausbildung dar.6 19 der befragten 36 Unter-
nehmen bildeten zum Befragungszeitpunkt Nachwuchskräf-
te aus. Die Unternehmen richteten dabei die Zahl der Ausbil-
dungsstellen aus Kostengründen eng an den eigenen Über-
nahmekapazitäten aus. Gerade in den Berufen, die mit recht-
lichen Fragen, veränderten Verwaltungsabläufen und einer
neuen EDV konfrontiert waren, fehlten in Ostdeutschland
zunächst tätigkeitserfahrene Arbeitskräfte, und so waren Sei-
teneinsteiger und Auszubildende „zunächst im Zeitraffer zu
entwickeln“ (B4). Es waren vor allem die großen und kleinen
Banken, Sparkassen und Krankenversicherungen, die ohne
Ausnahme und früh nach der Wende mit der Ausbildung von

Bankkaufleuten bzw. Sozialversicherungsfachangestellten
begonnen haben und diese dann stetig fortsetzten. Nach einer
dynamischen Aufbauphase sank ab 1993 der Bedarf an neu-
en Kräften. Dies war für viele der größeren Dienstleistungs-
unternehmen Anlass, die Zahl ihrer Auszubildenden zu sen-
ken. 

In den anderen untersuchten Wirtschaftszweigen stießen wir
nur vereinzelt auf Ausbildungsunternehmen. Drei Unterneh-
mensberater/Steuer- und Wirtschaftsprüfer bilden stetig
Bürokaufleute, Steuerfachgehilfen und Informationskaufleu-
te aus (W1; W2; W6), ein Umweltanalytiker bildet seit 1995
zwei Laborassistenten aus (U4) und zwei größere Chemieun-
ternehmen bieten ebenfalls stetig, wenngleich in sehr gerin-
gem Umfang, für den gewerblichen und kaufmännischen Be-
reich unterschiedliche Lehrberufe an (C2; C3). Im allgemei-
nen gilt auch hier, dass nach Bedarf ausgebildet wird und so
die Lehrabsolventen im Regelfall im Unternehmen verblei-
ben.

Dass es sich bei der Ausbildung um einen zentralen Über-
gangsweg in Unternehmen handelt, davon zeugen vor allem
die strategischen Gründe, die von der Mehrzahl der Personal-
verantwortlichen für ihre Ausbildungsentscheidung genannt
werden. Im Vordergrund stehen die betriebliche Qualifikati-
on und Integration: Die Auszubildenden sollen „gezielt ge-
fördert“ (B6; K1; U5; C3), „eingeschworen“ (K7) und „ge-
formt“ werden (C2; U4 W6) und sowohl die Tätigkeit wie
auch den Betrieb von der „Pike auf“ (K4) kennenlernen. Dies
sei notwendig, um sie mit den spezifischen Kundenstruktu-
ren (K3), der Arbeitskultur (K4), den Anlagenkenntnissen
(C3; C4) oder betriebsspezifischen Verfahrensabläufen (B1-
B3; B5; K1; K5-K7) vertraut zu machen. Den jungen Berufs-
anfängern wird dabei ein höheres Maß an Anpassungsfähig-
keit an die betrieblichen Bedingungen zugeschrieben als be-
rufserfahrenen Einsteigern (B1). Ein weiterer Grund wird in
der guten Möglichkeit der Leistungsbewertung (Prüfung und
Selektion) gesehen. Diese Form des beruflichen Einstiegs ist
die „beste Basis, um jemanden kennen zu lernen“ (B2) und
einen Eindruck darüber zu erhalten, „was man von ihm for-
dern kann“ (B6, ähnlich auch B1; K7; U2). Aber auch der
Auszubildende erhält die Möglichkeit „sich auszuprobieren“
und damit die Gelegenheit zur Selbstselektion (B1).

Darüber hinaus werden von einem Teil der befragten Unter-
nehmen, gestreut über alle Wirtschaftszweige, Altersgründe
genannt. Zum einen heben Personalverantwortliche hervor,
die „jungen Gesichter“ bringen „frischen Wind“ (B5) und
„neue Gedanken und Informationen“ (C2) ins Unternehmen.
Neben diesen gezielt auf Qualifikationswandel ausgerichte-
ten Überlegungen wird von den Befragten zum anderen auf
die allgemeine altersdemografisch begründete Notwendig-
keit hingewiesen, in absehbarer Zeit Altersübergänge oder
Fluktuationsabgänge durch junge Absolventen kompensieren
zu müssen. Dies thematisieren, bis auf eine Ausnahme (C4),
vor allem Personalverantwortliche aus Ausbildungsbetrieben
(B2; B3; K4-K7). Wenn hier von Qualifikation die Rede ist,
dann wird sie noch eindeutiger als im Fall der zuvor genann-
ten Trägerschaft für Qualifikationswandel wiederum in dem
betrieblichen Integrationsaspekt gesehen. Die zu lösende
Aufgabe im Generationenaustausch besteht für die Befragten
dann darin, das Erfahrungswissen der Älteren an die Jünge-
ren weiterzugeben (C3; C4; B6; K1).

Diese Gründe, Qualifikation und Integration, geben zum Aus-
druck, wie sehr sich Betriebe an betriebsspezifischen Anfor-
derungen orientieren. Zudem deutet die Tatsache, daß beina-
he alle Unternehmen junge Nachwuchskräfte ausschließlich
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5 Hinsichtlich der Personalstruktur war dabei für die Sampleauswahl aus-
schlaggebend, ob 70% aus DDR-Zeiten dauerhaft übernommen wurden (we-
nig neues Personal), ob zum Befragungszeitpunkt noch 30% Personal aus
DDR-Zeiten beschäftigt sind (viel neues Personal), oder ob gänzlich neue
Personalstrukturen aufgebaut wurden.

6 In den Unternehmen der ambulanten Pflege ersetzt die Fachschule die Dua-
le Ausbildung. Dabei werden dann jedoch nur selten Absolventen direkt nach
ihrer Ausbildung eingestellt. Ursache ist der mit der fachschulischen Aus-
bildung verbundene geringe innerbetriebliche Qualifikations- und Soziali-
sationsanteil, wie auch die erschwerte Leistungsbeurteilung der fremdaus-
gebildeten Absolventen. Indem die jungen Fachschulabsolventen nicht in
den Vorteil dieser betrieblichen Kriterien kommen, konkurrieren sie gegen
ältere Betriebswechsler und Umschüler. Allein altersstrukturelle Gründe rei-
chen der Mehrzahl dieser Unternehmen nicht aus, um jüngeren Absolventen
gegenüber älteren berufserfahrenen Bewerbern oder älteren Umschülern ei-
nen Vorrang einzuräumen. Allerdings bestehen Ausnahmen: Ein privater
Hauskrankenpflegedienst setzt in seiner Rekrutierungspraxis unter anderem
auf junge Absolventen. Direkt nach der Ausbildung kommend oder ein we-
nig Berufspraxis mitbringend, soll dieser Personenkreis „rangezogen“ wer-
den, damit sie mit ihrer jugendlichen „Leistungskraft“ und „universellen
Einsetzbarkeit“ die zukünftige „Entwicklung des Unternehmens“ befördern
(P7). 



für den eigenen Bedarf ausbilden, darauf hin, dass dauerhaf-
te Arbeitsverhältnisse angestrebt werden.

In der Nennung von Gründen gegen eine Duale Ausbildung
halten sich Ausbildungsunternehmen wie Unternehmen, die
nicht ausbilden, zurück. Gerade bei den Nicht-Ausbildern
wäre zu erwarten gewesen, dass sie Kosten und Nachteile der
Dualen Ausbildung hervorheben. Anstelle dessen äußern sie
allein Gründe, die in ihrer spezifischen Unternehmenskon-
stellation begründet sind. Entweder es gibt keine Bedarfe an
Facharbeitern (C4; C5), oder die betrieblichen Umstände ha-
ben es bislang verhindert, Lehrlinge auszubilden. Hier ist
dann allerdings die Schwelle zur eigenen Ausbildung sehr
hoch, da diesen Unternehmen die personellen Kapazitäten
fehlen, junge Beschäftigte fachgerecht auszubilden und in die
Tätigkeiten einzuführen.7

Damit lässt sich im Ergebnis festhalten: Die Mehrzahl der Un-
ternehmen versucht, junge Berufseinsteiger mit dem Ziel der
langfristigen Nutzung der im Prozess der betriebsspezifi-
schen Ausbildung erworbenen Qualifikation zu integrieren.
Die vielerorts thematisierten quantitativen Angebotsproble-
me an Ausbildungsplätzen haben ihre Ursache nicht in einer
qualitativen kritischen Bewertung der Dualen Ausbildung,
vielmehr orientieren die jeweiligen Einzelbetriebe ihre Ent-
scheidung über die Beteiligung an der Dualen Ausbildung
sehr eng an dem eigenen Personalbedarf.8

Übergang von der Hochschule in den Betrieb

Ein zweiter bedeutsamer Übergang in die Unternehmen ist der
Eintritt direkt nach einem (Fach-)Hochschulstudium. In 20
der 36 untersuchten ostdeutschen Unternehmen wurden
Hochschulabsolventen9 nach ihrem Abschluss eingestellt. Be-
darfe bestanden vor allem bei den Unternehmensberatern und
Wirtschaftsprüfern10, bei allen Banken und bei annähernd al-
len Umweltanalytikern.11

Unternehmen, die keine Hochschulabsolventen einstellen, tei-
len sich in zwei Gruppen. Krankenkassen bilden selbst quali-
fizierte Sozialversicherungsfachangestellte aus und haben dar-
über hinausgehende Bedarfe in der Aufbauzeit nach der »Wen-
de« mit berufserfahrenen Kräften aus Westdeutschland besetzt
(K1-K7). Die anderen Unternehmen haben aus unternehmens-
strukturellen Gründen keinen Bedarf an jungen qualifizierten
Nachwuchskräften (C1; C3-C5; P1-P3; P7; U4; W1; W3; W6).
Es sind, bis auf zwei Ausnahmen (C3; U4), jene Unternehmen,
die ebenfalls keine Lehrlinge ausbilden. Angesichts ihrer
schwierigen Lage am Markt sind die Personalverantwortlichen
dieser Unternehmen der Auffassung, dass sie Personal nur dann
einstellen können, wenn die Einstellung direkt Erträge erwar-
ten ließe. Dies sei angesichts der prekären Marktstellung bis-
lang nicht der Fall gewesen und auch zukünftig nicht zu er-
warten. Kosten für die Einarbeitung von Hochschulabsolven-
ten, die diese in die Lage versetzen würden, neue Geschäfts-
felder aufzubauen, sind – nach Einschätzung der Befragten –
von den Unternehmen nicht zu tragen.

Welche Gründe führen Unternehmen für ihre Entscheidung
an, Hochschulabsolventen einzustellen? Vor allem die höhe-
re allgemeine Qualifikation gibt den Ausschlag für eine Re-
krutierungsentscheidung: Hochschüler sind „wahrhaft bes-
ser ausgebildet“ (C2; ähnlich B4; B6) als Lehrabsolventen
nach ihrer Ausbildung.12 Für einen Teil der Unternehmen gel-
ten junge Hochschulabsolventen als „Hoffnungsträger. ... Sie
passen sich schneller an, wenn sie eine neue Technik vorfin-
den, als dies bei Älteren der Fall ist“ (B1). Besonders in klei-
nen befragten Dienstleistungsunternehmen werden von den
Berufseinsteigern umfassende Fähigkeiten verlangt. Sie müs-
sen neben der fachlichen Bearbeitung von Fällen und Projek-
ten zugleich nah am Kunden bzw. Mandanten beraten, prü-
fen, schlichten, akquirieren etc. (U1-U3; W1-W6). Dies er-
fordert ein hohes Maß an Selbstständigkeit und Sicherheit.

Anders als bei Auszubildenden, deren Befähigungen über 2-
3 Jahre praxisnah zu beurteilen sind, bestehen bei Hoch-
schulabsolventen Schwierigkeiten darin, ihre Kenntnisse und
Fertigkeiten einzuschätzen. In der Einstellungspraxis erfolgt
aus diesem Grund eine „besonders sorgfältige Auswahl“
(W2) der Bewerber.13 Die größeren oder marktstarken Unter-
nehmen des Finanzdienstleistungssektor veranstalten auf-
wendige Assessmentcenter. Darüber hinaus reagieren kleine
wie große Unternehmen auf die fehlenden unternehmensspe-
zifischen bzw. praxisfernen Kenntnisse mit mehr oder weni-
ger institutionalisierten Einarbeitungsphasen. Der neue Mit-
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7 Der im Falle der berufsfachlichen Ausbildung bestehenden Alternative, die
berufliche Ausbildung im Verbund mit anderen Unternehmen zu vollziehen,
wird kritisch begegnet. Zum einen könne die Arbeitskraft der Auszubilden-
den nur in unzureichender Weise genutzt werden, zum anderen sei es nicht
möglich, ein notwendiges Vertrauensverhältnis (Kostenkalkulation bei An-
geboten, Erhalt des Kunden-/Klientenvertrauens etc.) aufzubauen.

8 Eine solche Strategie verdeutlicht sich ebenfalls, wenn man die Praxis der
Übernahme junger Absolventen aus anderen Unternehmen betrachtet. Le-
diglich ein sehr kleiner Teil der befragten Unternehmen, und hier nur jene,
die selber ausbilden, haben in der Vergangenheit Lehrabsolventen aus ande-
ren Unternehmen übernommen. Grundsätzlich wird also der eigenen Aus-
bildung und der damit überprüfbaren Wissensvermittlung und kulturellen In-
tegration der Vorzug gegeben.

9 Der Begriff »Hochschulabsolventen« umfasst im Folgenden sowohl Fach-
hochschulabsolventen als auch Universitätsabsolventen.

10 Markt- und finanzschwächere Unternehmen stellen berufserfahrene Steu-
erfachgehilfen oder berufserfahrene Hochschulabsolventen ein (W1; W3;
W6). Allein markt- und finanzstarke Unternehmen (W2; W4; W5) suchen
Hochschulabsolventen direkt nach der Ausbildung. 

11 Bei den Umweltanalytikern (U1-U3; U5), die Hochschulabsolventen ein-
stellen, steht die sofortige selbstständige Arbeitsleistung der höher Qualifi-
zierten im Vordergrund. In den neugegründeten sowie aus Hochschulen und
Treuhand-Unternehmen ausgegliederten kleinen chemischen Labors, die
sich vor allem auf den Bereich der Umweltanalytik spezialisierten, wurde
vor allem in der Anfangszeit Personal rekrutiert. Dieser Markt befand sich
im Aufbau und zunächst wurden vergleichsweise einfache Routinetätigkei-
ten der Bodenanalyse durchgeführt. Die meisten Unternehmen hatten enge
Kontakte zu den Universitäten und übernahmen von dort junge Absolven-
ten und Postdoktoranden. Nach dem Markteinbruch in der Umweltbestand-
saufnahme musste versucht werden, neue Marktfelder zu erschließen. Ab
diesem Zeitpunkt verändert der Aufbau neuer und eigenständig agierender
Geschäftsfelder die Anforderungen an die Bewerber. Diese müssen jetzt
„vom ersten Tag an in der Lage sein, selbstständig zu arbeiten“ denn „die
Arbeitsgebiete sind so breit gefächert und dann so spezifisch, der Mitar-
beiter muss schon alles können« (U1). In diesen Unternehmen konkurrie-
ren die Hochschulabsolventen mit berufserfahrenen Hochschülern, da sei-
tens der Unternehmen nur geringe Kapazitäten für die Einarbeitung der
Nachwuchskräfte bereitgestellt werden können.

12 Dies bedeutet keinesfalls, dass Lehrlinge im Vergleich zu Hochschulabsol-
venten pauschal als in ihrer Leistungsfähigkeit eingeschränkt gelten. Ins-
besondere Banken, Sparkassen und Krankenkassen heben hervor, dass prin-
zipiell auch Auszubildende in der Lage sind, sich das notwendige theoreti-
sche und methodische Wissen anzueignen, um gesamtbetriebliche und dar-
über hinausweisende Verfahrensabläufe in Entscheidungen und Handlungen
umzusetzen. Doch wird seitens der Praktiker ausgeführt, dass, um die Aus-
zubildenden dahin zu bringen, die Folgeentwicklung von Lehrabsolventen
aufwendiger und „teurer ist“ als die Rekrutierung von Hochschulabsolven-
ten. Zudem würde sie im Kontext des üblichen Planungshorizontes der Stel-
lenbesetzungs- und Personalentwicklungsplanung „zu langsam“ und unfle-
xibel erfolgen (B6). Auch Hochschüler sind einzuarbeiten, doch sind sie auf-
grund ihres allgemeinen Wissensvorsprungs und der nicht immer langfri-
stig operierenden Personalplanung auf höherqualifizierten Stellen letztlich
schneller einsatzbereit als Auszubildende.

13 Entsprechend der Überlegung, dass schulische Übergänge mit Informati-
onsdefiziten und damit für die Unternehmen mit hohen Transaktionskosten
verbunden sind, ist zu mutmaßen, dass Unternehmen bei den schulisch aus-
gebildeten Absolventen betrieblichen Praktika eine hohe Bedeutung bei-
messen. Wie erwartet weisen die meisten Unternehmen dem Praktikum eine
solch hohe Geltung zu. In diesem Punkt vergleichbar der Lehrausbildung
stellen die Personalverantwortlichen fest, dass man Praktikanten „gut ein-
schätzen“ kann (U4 ähnlich P3; P5), dass „getestetes Personal rekrutiert
werden“ kann (W3; ähnlich B5; W4). So überrascht es nicht, dass nur die-
jenigen Unternehmen Praktika anbieten, denen das Praktikum als Auswahl-
instrument dient. Damit ist das Praktikum ein wichtiger Zwischenschritt
beim Übergang von der Hochschule in ein Unternehmen. Es dient – äqui-
valent zur Dualen Lehrausbildung – der Qualifikations-, Integrations- und
Leistungsbewertungsbewertung potentieller Organisationsmitglieder.



arbeiter wird erfahreneren Beschäftigten „an die Seite ge-
stellt“ (U1; W1, W3), wobei im Finanzdienstleistungssektor
z.T. sehr systematisch Trainee- und Einarbeitungsprogramme
angeboten werden (B1-B6; W1; W4; W5). Teilweise werden
Mitarbeiter projektspezifisch eingestellt (U3; P4-P6; W1-
W3), womit ein gewisser inhaltlicher Vorlauf verbunden ist,
der die Integration erleichtert. Dennoch ist der Einstieg hier
– so ein Personalleiter – „eine Mischung zwischen »learning
by doing« und ins kalte Wasser geworfen“ (U3). Wie schon
bei der Lehrausbildung spielen auch in der Übernahme von
Hochschulabsolventen die berufliche und betriebliche Quali-
fizierung und Sozialisation eine wichtige Rolle. Die man-
gelnden betrieblichen und berufspraktischen Erfahrungen der
Hochschüler sollen „in der Berufspraxis erworben“ (P4) wer-
den. Wichtig sei hierbei, so die Personalverantwortlichen, sich
die Kenntnisse der Vorgänge im gesamten Unternehmen, das
betriebsspezifische „know-how anzueignen“ (C2), also in-
terne Techniken, Verfahrensabläufe und Entscheidungsre-
geln. Gerade Hochschulabsolventen sind, unabhängig davon,
ob sie in Stabs- oder Linienfunktionen tätig sind, mit Aufga-
ben befasst, in denen sie übergreifende betriebliche Zusam-
menhänge und Ziele in ihren Entscheidungen zu berücksich-
tigen haben.

Im Prozess der Eingliederung der Hochschulabsolventen ver-
deutlichen sich die Anstrengungen der Unternehmen, die Pra-
xisferne der Absolventen zu kompensieren. Zugleich zeigt
sich in den intensiven Integrationsbemühungen die längerfris-
tige Personalstrategie, die Personalverantwortliche mit der
Einstellung der jungen Absolventen verbinden.

Übergang von berufserfahrenen Beschäftigten

Neben der Rekrutierung von Auszubildenden und Hochschul-
absolventen greifen Unternehmen bei der externen Besetzung
freier Stellen auch auf Arbeitnehmer mit Berufserfahrung
zurück – sogenannte »Quer- oder Seiteneinsteiger«. Die ra-
sante Veränderung innerhalb und zwischen den Wirtschafts-
zweigen und Sektoren war zunächst mit einem radikalen Ar-
beitsplatzabbau und einer großen Zahl von Betriebs-
schließungen verbunden. Viele berufserfahrene und zum Teil
hochqualifizierte Arbeitskräfte wurden freigesetzt und such-
ten in den fortbestehenden oder in den neugegründeten Un-
ternehmen beruflich Anschluss. Hier stellen sich folgende Fra-
gen: Inwiefern reagieren Unternehmen auf diese Sondersitua-
tion am ostdeutschen Arbeitsmarkt? Werden berufserfahrene
ältere Beschäftigte den jüngeren (im Fall der (Berufs-)Fach-
und Hochschulabsolventen praxisfernen) Neueinsteigern vor-
gezogen? Welche Bedeutung hat hierbei der berufliche Ab-
schluss?

Arbeitnehmer mit Berufserfahrung werden vor allem dann
eingestellt, wenn plötzlich auftretende Bedarfe aus den eige-
nen Reihen nicht besetzt werden können. Dies ist zum einen
in Wachstumsphasen der Fall. Zum anderen dann, wenn Un-
ternehmen neue Tätigkeitsfelder erschließen. In der Gestal-
tung des Übergangs für berufserfahrene Beschäftigte ver-
deutlichen sich Unterschiede zwischen größeren, markstär-
keren und kleineren, marktschwächeren Unternehmen.

Für größere und marktstärkere Unternehmen gilt, dass in Fällen
schnellen Unternehmenswachstums nicht nur berufsangemessen
qualifizierte Bewerber, sondern auch berufsfremde Personen Ein-
trittschancen in die Unternehmen haben. Dies galt vor allem für
die ostdeutschen Banken, Sparkassen und Krankenversicherun-
gen in ihrer Aufbauphase nach der »Wende«. In ostdeutschen
Banken und Krankenversicherungen bestanden anfangs hohe Per-
sonalbedarfe zur Bewältigung von Routinetätigkeiten – wie Kon-
tenumstellungen, Entgegennahme von Aufnahmeanträgen u.ä.
Hier wurde zunächst versucht, kaufmännisch geschultes Personal
zu finden. „Im Hinblick auf die Alt-DDR-Qualifikationen hatten
wir im Kopf, dass es Dinge gibt, die für uns hilfreich wären“ (B3).
Sehr schnell zeigte sich jedoch, dass die beruflichen Qualifika-
tionen am ostdeutschen Arbeitsmarkt nicht den betrieblichen Be-
darfen entsprachen: „Das ist Äpfel mit Birnen vergleichen“ (B3).
Infolge dieser Erfahrungen erhielten auch jüngere berufsfremde
Beschäftigtengruppen die Chance, in die Laufbahnen der Banken
und Krankenversicherungen einzutreten. Die Schwierigkeit, ge-
eignetes Personal einsetzen zu können, wurde dann in den finanz-
und marktstarken Unternehmen mit einer Qualifizierungsoffen-
sive begegnet. „Damals mussten wir alle qualifizieren“ (K4), und
so wurden sowohl den neu eingestellten Seiteneinsteigern wie
auch den übernommenen Beschäftigten jener Unternehmen, die
Beschäftigte aus Vorgängerunternehmen übernommen hatten
(B1, B2, B4, B6, K4), Fortbildungsmaßnahmen angeboten.
Schon 1992 waren dann allerdings die anfänglich hohen Perso-
nalbedarfe der ostdeutschen Wachstumsunternehmen gedeckt.
1993 beendeten die ersten, unter neuen Bedingungen ausgebil-
deten, Auszubildenden ihre Lehre. Sie wurden in ihrer Mehrzahl
von den ausbildenden Unternehmen übernommen und so wur-
den, wie in westdeutschen Unternehmen, nur noch selten berufs-
erfahrene Beschäftigte eingestellt.

Insbesondere in größeren und marktstärkeren Unternehmen
treten berufserfahrene Beschäftigte nur im Ausnahmefall in
Konkurrenz zu jungen Schul- und Hochschulabsolventen.
Anders stellt sich die Situation in einigen, zumeist kleinen und
marktschwächeren Unternehmen dar. Hier handelt es sich um
die Ortsgruppen der Pflegeverbände und die kleinen Unter-
nehmen der Pflege, Umweltanalyse und der Wirtschafts-/
Steuerprüfung bzw. Unternehmensberatung. Aufgrund der
schwierigen Marktstellung haben sie seit mindestens fünf
Jahren kein Personal eingestellt. Zur Einstellung würde es nur
kommen, so die Personalverantwortlichen, wenn es die Auf-
tragslage zuließe, neue Marktfelder erschlossen würden und
geeignete Kandidaten bereitstünden „wo wir sagen können,
die haben die Fähigkeiten“ (U4), die zu erledigenden Aufga-
ben ohne größere Einarbeitungszeit zu bewältigen.

Deutlich geworden ist: Übergänge ins Unternehmen sind bis
auf wenige Ausnahmen auf junge Berufseinsteiger im Zuge
der Dualen Ausbildung oder nach einem Hochschulabschluss
beschränkt. Die Mobilitätschancen berufserfahrener Be-
schäftigter sind an die Erschließung neuer Wachstumsfelder
gekoppelt. In der Einstiegsgestaltung sind die ostdeutschen
Personalverantwortlichen an der berufsfachlichen Ausbil-
dung orientiert. Gleichzeitig sind sie jedoch auch stark an der
betrieblichen Qualifizierung und der betrieblichen Verwert-
barkeit der Qualifikation interessiert. Damit relativiert sich
zum einen die Bedeutsamkeit des berufsfachlichen Arbeits-
marktes und es kommt zum anderen zu einer Verfestigung ei-
ner mobilitätsgeminderten betrieblichen Arbeitsmarktstruk-
tur.

Umschüler

Auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt wurde eine Vielzahl von
berufserfahrenen Beschäftigten umgeschult.14 Indem dieser
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14 Dem Umbruch am Arbeitsmarkt begegnete die Bundesanstalt für Arbeit u.a.
mit einer Qualifizierungsoffensive. 1991 befanden sich gut 260.000 Perso-
nen in einer Vollzeit-, Fortbildungs- oder Umschulungsmaßnahme. 1992
stieg die Zahl auf ca. 420.000. Mit der Umsetzung der 10. AFG-Novelle
Ende 1992 und den damit verabschiedeten restriktiveren Förderkriterien
sank die Zahl in den Folgejahren auf immer noch beachtliche 350.000 in
1993 und 250.000 in 1994 (Autorengemeinschaft 1997, S. 36; Müller/Plicht
1997, S. 171). Standen hier zunächst die Umschulungen im Vordergrund,
wurden nach 1993 vorrangig Fortbildungen gefördert. Allein diese hohen
Zahlen lassen es interessant erscheinen, zu fragen, wie Unternehmen auf
Umschüler reagiert haben und ob es überhaupt zu einem Übergang aus die-
ser Gruppe kommt.



Personenkreis häufig Berufsabschlüsse erwerben konnte, die
den neuen Stand der Technik berücksichtigen, könnte es für
Arbeitgeber interessant sein, besonders diesen Personenkreis
bei der Personalauswahl zu berücksichtigen. 

In den Aussagen der Personalverantwortlichen wurde aller-
dings deutlich, dass Unternehmen, die eine eigene systemati-
sche Ausbildung aufgebaut haben, bzw. Hochschulabsolven-
ten direkt nach ihrem Examen rekrutieren, keine Umschüler
einstellen.

Lediglich in der Pflegebranche sind Umschüler die Hauptbe-
werbergruppe. Obgleich in der Regel die Unternehmen Prak-
tikanten aus Umschulungskursen aufnehmen, die auch Per-
sonal einstellen, kam es jedoch nur in wenigen Fällen zu ei-
ner Einstellung von Umschülern nach ihrer Ausbildung. Dies
geschah vorrangig in den privaten Pflegediensten (P1; P2; P6;
P7), die einen höheren Personalbedarf hatten als die Verbän-
de, die Personal aus DDR-Zeiten übernommen hatten. Doch
auch zwei Verbände stellten Umschüler ein (P3; P4; zudem
B4; U5). In diesen Fällen wurde dann überwiegend von posi-
tiven Erfahrungen mit Umschülern berichtet: „Es gibt Erfah-
rungen, wo man sagt, eine solide Grundausbildung bewährt
sich doch, auf der anderen Seite gibt es eine ganze Menge Leu-
te, die sich ganz gut in die Pflege reingefunden haben“ (P3).
Hinzu kommt aber auch, dass die Umschüler in diesem Be-
reich häufig die Dreißig noch nicht überschritten haben und
so konkurrieren sie – selbst in den Unternehmen, die versu-
chen, ihren Altersdurchschnitt zu wahren oder zu senken (P1;
P6) – chancenreich gegen Fachschulabsolventen um die knap-
per gewordenen Einstiegsplätze.

Freiwillige Austritte

Die Frage nach Kohortenstrukturierung betrieblicher Ar-
beitsmärkte und der Rolle berufsfachlicher oder betrieblicher
Qualifikation beantwortet sich nicht allein durch die Analyse
betrieblicher Einstiege, sondern hier sind ebenso betriebliche
Ausstiege – d.h. freiwillige Austritte, Entlassungen und Al-
tersübergänge – zu untersuchen.15

In Bezug auf freiwillige Austritte zeigen die Äußerungen der
Personalverantwortlichen, die Zahl der freiwilligen Austritte
in den ostdeutschen Betrieben ist aufgrund der schlechten Ar-
beitsmarktlage außerordentlich gering. Teilweise gab es zwi-
schen dem Unternehmensaufbau und dem Befragungszeit-
punkt (etwa 5-7 Jahre) keine freiwilligen Abgänge. Dies ist in
kleineren Unternehmen der Fall, die mit einem festen ost-
deutschen Personalstamm begonnen haben und diesen im
weiteren Verlauf nach der »Wende« kaum veränderten (U1;
U3; K4). Darüber hinaus gilt dies für die marktführenden
Steuer-, Wirtschaftsprüfer bzw. Unternehmensberater (W2-
W4). 

Doch auch in den Unternehmen, die freiwillige Abgänge ver-
zeichneten, war deren Größenordnung sehr gering. Die meis-
ten freiwilligen Abgänge fanden wir in der chemischen Indu-
strie. Ein Personalleiter erläutert, dass in der ersten Zeit „10%
der Rationalisierten“16 (C3) das Unternehmen freiwillig und
damit auch ohne Abfindung verließen. Anfangs „gingen noch
viele in Richtung Westen und viele haben sich umorientiert“
(C3). In dieser Zeit hat ein Teil derjenigen, die sich im eige-
nen Unternehmen keine, auf dem Arbeitsmarkt oder in einer
Weiterqualifizierung jedoch gute Chancen ausrechnen konn-
ten, die Unternehmen verlassen. In den anderen Wirtschafts-
zweigen, und in der chemischen Industrie für die Zeit nach
1992, stellen die Personalleiter fest: Es gibt so gut wie keine
freiwilligen Abgänge. „Bei der Arbeitsmarktlage ist das illu-
sorisch“ (C3). Die Branchen stagnieren. Arbeitgeber vermei-
den die Einstellung zusätzlichen Personals und Arbeitnehmer
scheuen die Risiken eines Wechsels.

Doch es sind nicht allein diese strukturellen Ursachen, die
eine Beschäftigtenfluktuation verhindern. Die Mehrzahl der
Personalveranwortlichen ist zudem der Auffassung, „man
braucht ... einen Stamm“ (C2) und sie richten ihr Handeln an
diesem Ziel aus. Als wichtigster Grund für die Präferenz ei-
ner stabilen Beschäftigung gilt die Tätigkeitserfahrung, die
von den Beschäftigten mit der Zeit erlangt wird. „Über Jah-
re entwickeln sich die Leute und wissen genau Bescheid“ (C5)
über das Unternehmen, die Arbeitsvollzüge und über die Pro-
dukte und über die Kunden.

Die Mehrzahl der Unternehmen thematisieren die Probleme
der freiwilligen Austritte von Beschäftigten. Als wichtigster
Nachteil wird der Verlust von Qualifikation genannt. Für qua-
lifizierte Tätigkeiten wird festgestellt, dass die Kosten und
Mühen der Qualifizierung verloren gehen: „Also es schmerzt
natürlich, ... weil wir ihn ausgebildet und übernommen haben
und ... größeres mit ihm vor hatten“ (K2). Doch der Verlust
der Qualifikation wird nicht allein bei hohen betrieblich er-
worbenen Qualifikationen bedauert, sondern ebenso im Be-
reich der geringer qualifizierten, angelernten Tätigkeiten. Ur-
sache für diesen Tatbestand ist die arbeitsorganisatorische
Praxis der befragten Unternehmen, in der verlangt wird, dass
Beschäftigte routiniert und flexibel unterschiedliche Tätig-
keiten ausführen können. „Wir brauchen eher Leute, die eine
längere Betriebszugehörigkeitsdauer aufweisen, weil auf-
grund der technischen Strukturen unserer Firma eine hohe in-
nere Austauschbarkeit notwendig ist. ... Die einzelnen Tätig-
keiten lernt man aber nicht in 14 Tagen, das dauert längere
Zeit. ... Wenn einer längere Zeit dasselbe macht, führt das also
zu einer hohen Spezialisierung, man ... kann also die Leistung
steigern“ (C4). In diesem Beispiel bleiben die unqualifizier-
ten Einzeltätigkeiten fortbestehen. Doch die Notwendigkeit
von Tätigkeitswechseln führt zu einer Fertigkeitsanreiche-
rung bei den Beschäftigten, die sie für das Unternehmen un-
abkömmlich macht (C1-C5).

Eine höhere Fluktuation, die mit der Möglichkeit verbunden
wäre, qualifikatorische und altersstrukturelle Anpassungs-
prozesse zu befördern, scheint auf längere Sicht behindert.
Diese Einschätzung wird gestärkt, wenn der Blick auf die Ent-
lassungspraxis und vor allem auf die Altersübergänge gelenkt
wird.

Entlassungen und unfreiwillige Austritte17

In vielen der befragten Unternehmen wurde nach der »Wen-
de« Personal freigesetzt. Bis auf die chemische Industrie (C1-
C5) und zwei Umweltanalyseinstitute (U2), die aus wirt-
schaftsstrukturellen Gründen Stellen in erheblichem Umfang
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15 Beispielsweise können betriebliche Austritte von Seiten der Unternehmen
zur altersstrukturellen Anpassung ihrer Belegschaften genutzt werden. An-
dererseits kann die Förderung und Anerkennung von Qualifikationen der
»Bleiber«, und damit die Vermeidung von Fluktuation, eine Verminderung
von Zugangschancen junger, neu ausgebildeter Berufsabsolventen bedeu-
ten.

16 In dem Unternehmen C3 wurden insgesamt 1750 Stellen abgebaut. Vor der
»Wende« beschäftigte das Unternehmen 2000 Personen. Die genannten
10% beziehen sich auf die erste Abbauwelle, in der zunächst knapp 1000
Stellen gestrichen wurden.

17 Im Folgenden soll von Entlassungen gesprochen werden, wenn es sich um
den reinen Tatbestand der unternehmerseitigen Kündigung handelt. Von un-
freiwilligen Austritten wird gesprochen, wenn mittels gegenseitig ge-
schlossener Aufhebungsverträge eine vom Unternehmen initiierte Ausglie-
derung von Personen erfolgt. Die Verwendung des Begriffs Freisetzung um-
fasst beide Sachverhalte.



abbauten, betraf dies in anderen Unternehmen allerdings im-
mer nur sehr wenige Personen, denen dann zumeist perso-
nenbedingt gekündigt wurde. Es ist naheliegend, dass die Per-
sonalverantwortlichen bei personenbedingten Kündigungen
keine nachteiligen Folgen für das Unternehmen thematisie-
ren. Indem auch bei betrieblichen Reorganisationsmaßnah-
men im allgemeinen diejenigen Personen entlassen werden,
für die auch nach personellen Umbesetzungen keine Bedarfe
bestehen, werden auch in diesen Fällen keine Nachteile an-
gesprochen.

Anders hingegen stellt sich die Situation im Fall des überle-
bensnotwendigen wirtschaftsstrukturellen Anpassungspro-
zesses dar. Die in den Chemieunternehmen notwendigen
Massenentlassungen, in denen bis 1993 etwa 80% der zum
Zeitpunkt der »Wende« vorhandenen Stellen abgebaut wur-
den, hatten den Kriterien der Sozialauswahl des gesetzlichen
Kündigungsschutzes zu folgen. Diese Regelungen können
den Interessen der einzelnen Unternehmen nach Erhalt oder
Aufbau effizienter Beschäftigtenstrukturen entgegenstehen.
Dass in der Praxis ein Konflikt zwischen Unternehmensin-
teressen und dem Schutzanliegen im Kündigungsschutzrecht
besteht, verdeutlicht die folgende Aussage: „Es sind immer
diese enormen Widersprüche zwischen Kündigungsschutzge-
setz und Betriebsdynamik, und da muss man einen Mittelweg
finden“ (C3).

Das betriebliche Interesse an einer erfahrenen Mannschaft,
die zugleich auch noch jüngere Arbeitnehmergruppen ein-
schließt, und die den Kriterien der gesetzlich gewünschten
Sozialauswahl Rechnung trägt, passten (neben Maßnahmen
zum Vorruhestand) am besten mit der Entlassung junger Be-
schäftigter ohne Betriebserfahrung zusammen. Diesen Weg
beschritten die vom Strukturwandel hart getroffenen Unter-
nehmen der chemischen Industrie (C1-C5). Ein Personalver-
antwortlicher erläutert: „Beim Rationalisierungsanfang
musste man natürlich versuchen, dass erst einmal so viel wie
möglich Mitarbeiter »problemfrei« – in Anführungsstrichen –
rausgehen, weil sonst wäre das Betriebsklima total am Boden
und sie haben gleich bei der ersten Welle 350 Arbeitsrechts-
prozesse anstehen. Und da haben wir natürlich darauf ge-
achtet, dass alleinstehende Jüngere mit einem oder zwei Jah-
ren Betriebszugehörigkeit entlassen werden. Es geht ja auch
darum, dem Kündigungsschutzgesetz zu entsprechen“ (C3).

Große Probleme sehen die Unternehmen für sich dann, wenn
auch qualifizierte jüngere und mittlere Altersgruppen entlas-
sen werden müssen. Hier gelang es lediglich zwei ostdeut-
schen Unternehmen, die Regelungen des Kündigungs-
schutzes zu mildern, indem sie versuchten, jüngere qualifi-

zierte Beschäftigte, die jedoch im Vergleich zur Gesamtbe-
legschaft „geringe Betriebszugehörigkeitsdauer“ hatten, und
damit nach den Sozialauswahlkriterien des Kündigungs-
schutzrechtes „weniger schützenswert“ (C2) gewesen wären,
vor der Entlassung zu bewahren. So wurde „also ... nicht nach
Alterstabellen geguckt. Es ging, was eigentlich verboten ist,
es ging erst um die Kompetenz und dann um die Sozialaus-
wahl“ (C3).

Herauszuheben ist eine Gruppe von Unternehmen, in denen
es in der Praxis nicht, oder nur innerhalb der Probezeit, zu un-
ternehmensinduzierten Kündigungen kommt. Es sind dies,
neben kleineren Unternehmen (W1; W5; P1; P5; P7), die
durch kontinuierliches Personalwachstum gekennzeichnet
sind, Unternehmen, die sich in öffentlicher Körperschaft be-
finden, d.h. in unserem Sample die vergleichsweise großen
Sparkassen (B2; B6) und die Mehrzahl der Krankenkassen
(K1-K6).18

Für die große Mehrzahl der ostdeutschen Unternehmen sind
und waren nach der »Wende« Freisetzungen das letzte Mittel
der Personalpolitik. Dies bedeutet, dass auch in den Unter-
nehmen, die Massenentlassungen vornahmen, nur gerade so
viele Personen freigesetzt wurden, wie für die Überlebens-
fähigkeit des Unternehmens notwendig waren. Die Personal-
verantwortlichen stellen fest: „Einen [zu] entlassen und nach
zwei Tagen jemanden einstellen, das ist nicht die feine engli-
sche Art“ (C5) und »vergiftet das Klima«. (C4) Neueinstel-
lungen, die den technologischen und arbeitsorganisatorischen
Umbau hatten unterstützen können, bleiben in diesen Unter-
nehmen eine seltene Ausnahme und so wurde die qualifika-
torische und arbeitsorganisatorische Anpassung an die neuen
Marktbedingungen mit den verbliebenen Beschäftigten voll-
zogen.

Im Ergebnis lässt sich festhalten: Die sich in der Betrachtung
der Eintritte andeutende Präferenz stabiler Beschäftigungs-
verhältnisse der betrieblich qualifizierten Beschäftigten ver-
deutlicht sich auch in der Betrachtung der Ausstiege. Nach ei-
ner kurzen Umbruchphase hatten sich betriebsinterne Ar-
beitsmärkte herausgebildet. Zeitgleich wurde hier die Quali-
fikation der großen Mehrzahl der Beschäftigten an die viel-
fach neuen Tätigkeitserfordernisse angepasst. Im folgenden
Abschnitt wird zu zeigen sein, inwieweit die Präferenz dau-
erhafter Beschäftigungsverhältnisse auch für ältere Arbeit-
nehmer gilt.

Altersübergänge19

In 13 der 36 befragten ostdeutschen Unternehmen wurden
von den Beschäftigten in den letzten Jahren Maßnahmen zum
vorgezogenen Ruhestand in Anspruch genommen – die vor
allem in den größeren Unternehmen der chemischen Indu-
strie, in den Banken und in den Krankenversicherungen an-
geboten werden. Unternehmen, die in größerer Zahl Be-
schäftigte aus DDR-Zeiten übernahmen (B1, B2, B4, B6, C1-
C5, K6, P6, Ausnahmen: K4, P3-P5), verfolgten das Ziel, äl-
tere Arbeitnehmer mit Hilfe der Vorruhestandsregelungen
auszugliedern und Stellen abzubauen. Gleichzeitig sollten mit
den vorgezogenen Altersübergängen aber auch Spielräume
für den Aufbau neuer technologischer und arbeitsorganisato-
rischer Strukturen gewonnen werden. Hierdurch boten sich
Beschäftigungsmöglichkeiten für jüngere Personen (B1, B2,
B4, B6, C2, C3 K4, K6, P6).

Nach dem Auslaufen der ostdeutschen Sonderregelungen
1992 sahen nur noch wenige Unternehmen Möglichkeiten,
vorzeitige Altersübergänge zu fördern. Ein wichtiger Grund
für die jetzt untergeordnete Rolle von Maßnahmen vorzeiti-
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18 Hier finden sich dann Aussagen wie die Folgende: „Entlassungen wollen
wir nicht. Das Unternehmen hätte eigentlich die Möglichkeit gehabt, im Zu-
sammenhang mit den Änderungen, die der Gesetzgeber zum §20 [Wegfall
der Gesundheitsförderung] verfügt hat. Das wäre ein glockenreiner klassi-
scher Fall gewesen zu sagen: »betriebsbedingte Kündigung«. Es hätte die
Gesundheitsberater getroffen. .... Es ist aber keinem von ihnen gekündigt
worden, es ist allen Gesundheitsberatern ein Angebot gemacht worden, über
Weiterbildung seine Tätigkeit bei der [K1]... fortzusetzen“ (K1).

19 Zum Verständnis der Altersübergangspolitik ist der spezifische ostdeutsche
gesetzliche Rahmen von besonderer Bedeutung. Erst ab 1993 gilt, bis auf
spezifische Ausnahmebedingungen, ein einheitliches Rentenrecht in Ost-
und Westdeutschland. Zuvor konnten bis Oktober 1990 Frauen ab dem 55.
und Männer ab dem 60. Lebensjahr in den Vorruhestand gehen. Zwischen
dem Oktober 1990 und dem Juli 1991 wurde denjenigen Frauen ab dem 55.
und Männern ab dem 57. Lebensjahr, die bis Ende 1990 ihren Arbeitsplatz
verloren hatten, ein Altersübergangsgeld gewährt. Zwischen Juli 1991 bis
Ende 1992 bestand generell für alle Personen ab dem 55. Lebensjahr die
Möglichkeit, Altersübergangsgeld, bis zum frühestmöglichen Zeitpunkt des
Renteneintritts, zu beanspruchen. Die Inanspruchnahme der arbeitsmarkt-
politischen Instrumente des Altersübergangsgeldes, der Vorruhestandsrege-
lungen oder – seltener – der Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrente muss
von den Unternehmen durch Gespräche und Anreize gefördert werden.



ger Altersausstiege wird von den Personalverantwortlichen in
der finanziell unzulänglichen Ausgestaltung der Regelungen
zum Vorruhestand gesehen. Diese sei, nach dem Auslaufen
der staatlich geförderten ostdeutschen Sonderregelungen und
der Erhöhung des Renteneintrittsalters, für Arbeitnehmer und
Arbeitgeber gleichermaßen unattraktiv.20 Ein Personalleiter
erläutert: „Heute ist das Rentenalter bei 65 und die Einbußen,
die jemand in Kauf nimmt, wenn er schon mit 60 Jahren in
Rente geht, sind doch enorm. 3,6% im Jahr, das rechnet sich
dann auf fünf Jahre schon ganz erheblich. Und solche Rege-
lungen – so wird es von den Personalverantwortlichen einge-
schätzt – bereiten dann auch den Unternehmen „immense Ko-
sten, ... alles, was lukrativ wird, muss ja der Arbeitgeber oben
drauf setzten ... und man muss sich das überlegen, ob man das
durchsteht“ (K6).

Eine zweite Ursache liegt in der demografischen Struktur der
Unternehmen begründet. Viele personalübernehmende Un-
ternehmen hatten Ältere ausgegliedert. Eingestellt wurden
von ihnen, wie auch von den neu gegründeten Unternehmen,
vorrangig jüngere Arbeitnehmer. Die so entstandene demo-
grafische Struktur hat zur Folge, dass nunmehr nur in Ein-
zelfällen Mitarbeiter in ein Alter kommen, in dem staatliche
Renten- oder Übergangsregelungen überhaupt in Anspruch
genommen werden können.21 „Die nächsten Leute, die jetzt
in Frage kämen, ich glaube, das ist in fünf Jahren soweit“
(K3). Hier wird noch einmal deutlich, dass insbesondere auch
die in der Anfangszeit besondere Anreizstruktur zu Ausglie-
derung älterer Arbeitnehmer das Altersübergangsgeschehen
in vielen ostdeutschen Unternehmen beeinflusst haben. Deut-

lich wird aber auch, dass die entstandene demografische
Struktur und die Attraktivitätsminderung vorzeitiger Altersü-
bergänge die personalpolitischen Spielräume für die Neure-
krutierung jüngerer Nachwuchskräfte verringert hat.

Festzuhalten ist: Der Wunsch nach dauerhaften Beschäfti-
gungsverhältnissen auf der einen Seite und die Notwendig-
keit, personalpolitische Spielräume für strukturelle Anpas-
sungen an technologische und arbeitsorganisatorische Neue-
rungen zu erhalten, auf der anderen Seite führt dazu, dass Per-
sonalverantwortliche beinahe ausschließlich flexible Mög-
lichkeiten von Altersübergängen nutzen. Dabei ist der staatli-
chen Unterstützung frühzeitiger Altersübergänge eine An-
reizfunktion zuzumessen.

Zusammenfassung

Die Übergangspolitik der Personalverantwortlichen be-
schränkt sich (mit Ausnahme dreier marktführender Steuer-/
Wirtschaftsprüfer und Unternehmensberater und der chemi-
schen Industrie zwischen 1990 und 1992) auf die engen Ein-
stiegspfade von Berufseinsteigern und auf Altersübergänge.
Mit dieser Politik intergenerationaler Austausche verbinden
die Personalleiter die genannten vorteiligen Funktionen: Auf-
bau, Erhalt, Steuerung und Überprüfbarkeit von Qualifika-
tionen und den längerfristigen Erhalt von Erfahrungswissen.
Dabei steht der Wunsch nach Wissenserhalt und berufsfach-
licher Integration junger Absolventen in einem engen Zu-
sammenhang zu der kohortenspezifischen Übergangsgestal-
tung im Kontext der organisationsdemografischen Struktur.
Im folgenden Abschnitt wird untersucht, welche Folgen die
Übergangspolitik und ihre Beschränkungen auf die engen
Einstiegspfade und Altersübergänge für die Altersstruktur der
Unternehmen und damit für zukünftige personalpolitische
Spielräume haben.

5.2 Betriebliche Altersstruktur

Wie zuvor dargelegt, stießen wir in beinahe allen befragten
Unternehmen auf Überlegungen, stabile Beschäftigungsver-
hältnisse aufzubauen. Je größer für Unternehmen die Bedeu-
tung einer hohen Verbleibsdauer der Belegschaften ist, um die
schrittweise erworbenen betriebsspezifischen Qualifikatio-
nen der »Bleiber« und neu rekrutierten Beschäftigten in op-
timaler Weise nutzen zu können, desto notwendiger sind für
sie ein ausgeglichener Altersaufbau, ein kontinuierlicher Ver-
lauf innerbetrieblicher Laufbahnen und ein gewisses Maß an
(Alters-)Fluktuation. Auf diese Weise ist es möglich, „quali-
fizierte Mobilitätsketten“ (Piore 1978) aufzubauen, d.h. für
Unternehmen konkret, Nachwuchskräfte in ausreichender
Zahl und Qualität zu gewinnen, sie reibungslos in die perso-
nelle Struktur und arbeitsorganisatorischen Abläufe zu inte-
grieren und zugleich den angestrebten Qualifikations- und
Erfahrungserhalt zu ermöglichen. In der Umsetzung dieses
Ziels stießen wir jedoch auf zum Teil erhebliche Probleme.
Ursachen dafür bestehen vor allem in der Kohortenstruktur
und der Übergangspolitik der Unternehmen.

Die Abbildung 2 gibt einen Gesamtüberblick über die unter-
schiedliche Situation in den untersuchten Wirtschaftszwei-
gen. In den Säulendiagrammen sind die Altersstrukturen der
befragten Unternehmen und in der Kurve die Altersvertei-
lungen der jeweiligen ostdeutschen Wirtschaftszweige nach
dem Mikrozensus Ost dargestellt.22 Betrachtet man die Al-
tersstrukturen der untersuchten Wirtschaftszweige, dann ver-
deutlicht sich, dass sich hier sehr unterschiedliche Vertei-
lungsmuster herausgebildet haben. Diese Muster spiegeln
sich in den Altersstrukturen der befragten Unternehmen wi-

324 MittAB 3/99

20 Erst zum 1.8.1996 wurde durch das Gesetz zur Altersteilzeit eine neue und
attraktivere Möglichkeit des frühzeitigen flexiblen Übergangs geschaffen.
Diese Regelung sieht 20%ige Zuschüsse der Bundesanstalt für Arbeit (BA)
zu den Kosten der Teilzeitarbeit von mind. 55-jährigen Arbeitnehmern vor,
deren Arbeitszeit um die Hälfte reduziert ist und deren Arbeitsentgelt 70%
des vorherigen Einkommens beträgt. Der Arbeitgeber hat also 50% des Ein-
kommens zu tragen, sowie ein weiteres Rentenniveau von 90% sicherzu-
stellen. Die Zahlung der Zuschüsse der BA ist gebunden an eine Wiederbe-
setzung zweier freiwerdender Teilzeitarbeitsplätze durch eine Neueinstel-
lung eines zuvor Arbeitslosen oder durch die Übernahme eines Auszubil-
denden. Zum Befragungszeitpunkt bestehen lediglich in den untersuchten
Wirtschaftszweigen Chemie, Umweltanalyse, private Banken konkrete ta-
rifvertragliche und betriebsvereinbarte Regelungen zu ihren Ausgestaltun-
gen. Zwei Unternehmen nutzen derzeit Altersteilzeitregelungen (C1, B1).
Drei weitere bewerten sie als positiv (C2, C3, W2). Allerdings werden auch
bezogen auf die Umsetzung von Altersteilzeitregelungen in den Interviews
einschränkende Kostenargumente und Umsetzungprobleme vorgebracht.
Doch offenkundig überwiegen die positiven Aspekte. Unternehmen, die ei-
nen Personenkreis beschäftigen, für den solche Regelungen bedeutsam sind,
oder wie in ostdeutschen Unternehmen kurz- oder mittelfristig bedeutsam
werden könnten und die in ihrem Tarifrahmen Maßgaben für Altersteilzeit-
regelungen verankert haben, nutzen diese Regelungen oder streben eine
Nutzung aktiv an (C2, C3).

21 Hier vor allem eine Altersrente »für langjährig Versicherte« (35 Jahre War-
tezeit; Alter 63), »für Frauen« (15 Jahre Wartezeit; nach dem 40. Lebens-
jahr 10 Jahre Zahlung der Pflichtbeiträge; Alter 60), »wegen Arbeitslosig-
keit oder nach Altersteilzeit« (vor Rentenbeginn 8 von 10 Jahren Zahlung
von Pflichtbeiträgen; Arbeitslosigkeit a) zum Rentenbeginn und b) inner-
halb der letzten 18 Monate vor Rentenbeginn insgesamt 52 Wochen oder 24
Kalendermonate Altersteilzeit; die Altersgrenzen hier werden in den Jahren
1997 bis 2001 in Monatsschritten von 60 auf 65 Jahre angehoben, ausge-
nommen sind im wesentlichen Versicherte, die vor dem 14. Februar 1996
das 55. Lebensjahr vollendet haben und an diesem Tag arbeitslos waren)
oder »für Schwerbehinderte, Berufs- oder Erwerbsunfähige (35 Jahre War-
tezeit; Berufs- und Erwerbsunfähige im Alter von 60).

22 Da direkt vergleichbare Altersangaben zu den untersuchten Wirtschafts-
zweigen mit Ausnahme der chemischen Industrie fehlen, musste im Mikro-
zensus auf grobere Klassifizierungen zurückgegriffen werden. Im Wirt-
schaftszweig Steuer-/Wirtschaftsprüfer und Unternehmensberater ist es die
Kategorie »Rechts-Steuer-, Unternehmensberatung«, bei den Banken und
Sparkassen sind »Zentralbanken und Kreditinstitute« ausgewiesen. Da sich
die Pflegebranche im Mikozensus hinter der Kategorie »Sonstige Dienst-
leistungen« verbirgt, wurde hier die Altersverteilung der Berufe der »Al-
tenpfleger«, »Krankenpfleger« und »Helfer in der Krankenpflege« aufge-
führt. Im Wirtschaftszweig Krankenversicherung wurde auf die Klassifi-
zierung »Sozialversicherungen und Arbeitsförderung« und in der Umwelt-
analyse auf die Kategorie »Architektur und Ingenieurbüros« zurückgegrif-
fen.



der, doch deuten die Heterogenitäten der Altersstrukturen in-
nerhalb der Wirtschaftszweige zugleich an, dass nicht allein
wirtschaftsstrukturelle oder rechtliche Faktoren in die Ursa-
chenbestimmung und Prognose von Folgewirkungen einzu-
beziehen sind, sondern betriebliche Faktoren wie die Größe,
die Gründungsgeschichte, die Finanzstärke und Marktstel-
lung und die betriebliche Übergangspolitik selbst berück-
sichtigt werden müssen.

Bei den Steuer-/Wirtschaftsprüfern und Unternehmensbera-
tern, den Banken sowie den Sparkassen zeigt sich, wie sich
das Wirtschafts- und Personalwachstum in diesem Wirt-
schaftszweig in der Präsenz der jüngeren und neu ausgebil-

deten Altersgruppen unter 35 niederschlägt. Unternehmen der
Wachstumsgruppe, die Personal aus DDR-Zeiten übernom-
men haben, stellten in ihrer Mehrzahl gleichzeitig Nach-
wuchskräfte ein und förderten die Ausgliederung älterer Be-
schäftigter. Unabhängig vom Gründungsgeschehen war hier
die Mehrzahl der Unternehmen in der Lage, eine jugendzen-
trierte Altersstruktur aufzubauen. Der Blick auf die ausge-
dünnten älteren Jahrgänge über 55 verdeutlicht aber auch,
dass dann, wenn ein weiteres Personalwachstum und/oder
eine Fluktuation der Beschäftigten ausbleibt, Probleme auf-
treten werden, Nachwuchskräfte einstellen zu können. Dieje-
nigen die dann noch eingestellt werden, folgen einer großen
Vorgängerkohorte. Diese gelangte nach der Ausgliederung
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Abbildung 2: Altersverteilung zum Zeitpunkt der Befragung 1997/98 (in %)
Befragte Unternehmen und Mikrozensus Ostdeutschland



Älterer sehr schnell in Führungspositionen und blockiert so
auf längere Zeit die Aufstiegswege der jüngeren Kohorten.23

Auch die Unternehmen in der ambulanten Krankenpflege und
die Krankenkassen haben die Zahl ihrer Beschäftigten aus-
gebaut, wobei die befragten Unternehmen (mit Ausnahme
von P3 und K4) eine etwas ausgeglichenere Altersverteilung
ausgebildet haben. Die Ursache liegt vor allem in der Ein-
stellungspraxis begründet. In der ambulanten Krankenpflege
wurden nicht nur Fachschüler nach ihrer Ausbildung, sondern
ebenso berufserfahrene ältere Personen beschäftigt (so bspw.
Krankenschwestern und Dorfhelferinnen etc.), wie auch Um-
schüler eingestellt. Hier, vor allem aber bei den Krankenkas-
sen, wurden sofort nach der »Wende« zunächst sehr viele Mit-
arbeiter zur Bewältigung der anstehenden Aufgaben rekru-
tiert. Dabei handelte es sich um einen Personenkreis, der zum
Zeitpunkt der Einstellung schon etwas älter war als die von
den Banken und Sparkassen gesuchten Neueinsteiger. Bei den
Pflegediensten übernahmen drei Verbände Personal aus Vor-
gängerunternehmen, bei den Krankenversicherungen über-
nahm die neu gegründete Betriebskrankenkasse Beschäftigte
aus dem Ursprungswerk. Es handelte sich ausnahmslos um
ältere Beschäftigte über 45 Jahre. Hier wirkt das Gründungs-
geschehen nach. Diese Unternehmen (K4; P4-P6) weisen, im
Vergleich zur Altersstruktur ihrer jeweiligen Wirtschafts-
zweige, auch 1997 eine noch ältere demografische Struktur
auf. Weniger bei den Pflegediensten als eher bei den Kran-
kenkassen (Ausnahme K4) stellt sich insgesamt ein ähnliches
Problem wie bei den Banken und Sparkassen ein. Die Domi-
nanz der mittleren und jüngeren Jahrgänge und ihre Präsenz
in Führungspositionen, verbunden mit der geringen Zahl zu
erwartender Altersaustritte, wirft auch hier zukünftig Proble-
me für den Ein- und Aufstieg jüngerer Kohorten auf.

Dieses Problem stellt sich derzeit schon in besonderer Schär-
fe für die Unternehmen der Umweltanalyse und der Chemie.
Die Ursachen sind für diese zwei Wirtschaftszweige aller-
dings sehr unterschiedlich. Bei den Unternehmen der Um-
weltanalyse handelt es sich um neugegründete Unternehmen,
die sich zum Teil aus Treuhandunternehmen und chemischen
Labors der Universitäten ausgegliedert haben. Die Gründer
und die Belegschaften haben ein vergleichbares mittleres Al-
ter. Nur wenige Personen, und dann zumeist vom Arbeitsamt
geförderte Beschäftigte, sind über 55. Diese Unternehmen
sind sofort nach der »Wende« in starkem Umfang gewachsen.
Nachdem der Boom der Umweltanalyse verflogen war, muss-
ten sie in ihrer Mehrzahl allerdings Stellen abbauen. Die
prekäre Marktsituation, die Orientierung auf berufserfahrene
Beschäftigte sowie die flexibilitätsmindernde Unterbeset-
zung älterer Arbeitnehmergruppen verhindern hier in vielen
Unternehmen die Einstellung und Integration des Nach-
wuchses. Die chemische Industrie hat in starkem Umfang Be-
schäftigte entlassen. Es wurde gezeigt, dass zwei Unterneh-
men (C2; C3) versuchten, berufserfahrene mittlere Jahrgän-
ge, also die sogenannten »Leistungsträger«, von den Entlas-
sungswellen auszunehmen. Dennoch ist auch hier die ent-
standene Altersstruktur problematisch. Da große Wachstums-
sprünge nicht zu erwarten sind, die Fluktuation gering ist und
langfristig wenige Personen die Verrentungsgrenze erreichen,
besteht derzeit kein Spielraum, um den auf längere Frist
benötigten Nachwuchs einzustellen und zu integrieren. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass selbst in
den Wirtschaftszweigen, in denen es im Zuge der nachholen-
den Tertiarisierung zu Einstiegen jüngerer Beschäftigter ge-
kommen ist, ein anfangs nach der »Wende« geöffnetes »Fen-
ster der beruflichen Gelegenheit« verschlossen wurde (vgl.
Struck-Möbbeck u.a. 1996: 84; Windzio 1999). Gründe sind
eine geringe Fluktuation, ein Nachlassen des Wirtschaftsauf-
schwungs vor allem im Dienstleistungssektor sowie die staat-
lich unterstützte massenhafte Ausgliederung älterer Arbeit-
nehmer. Die herausgebildeten Altersstrukturen können inso-
fern als „verkrüppelt“ (Lutz 1996: 149) bezeichnet werden,
als dass sie Neuzugänge verhindern. Die Mehrzahl der Per-
sonalverantwortlichen sieht die Zentrierung auf junge und
mittlere Altersgruppen jedoch derzeit als unproblematisch an.
Die Beschäftigten jüngeren und mittleren Alters gelten auf-
grund ihrer Qualifikationen und ihres Alters als geeignet, das
Ziel einer dauerhaften Beschäftigung umzusetzen. Motivati-
onsverluste infolge mangelnder Aufstiegsmöglichkeiten wer-
den sich aufgrund der angespannten Arbeitsmarktlage, so die
Erwartung der Personalverantwortlichen, nicht in Abgängen
niederschlagen.

5.3 Typen betrieblicher Lebenslaufpolitik

Mit der Schwierigkeit, sich auf der einen Seite um einen in-
tergenerationalen Austauschprozess zu bemühen, auf der an-
deren Seite jedoch Personal- und damit zugleich Altersstruk-
turen aufgebaut zu haben, die zwar dem ebenfalls geäußerten
Ziel, dauerhafte Beschäftigungsverhältnisse zu gewährlei-
sten, entsprechen, jedoch zugleich auch den Einstieg neuer
Kohorten verhindern, verbindet sich die Frage nach der Rol-
le der Träger der betrieblichen Lebenslaufpolitik. 

Alle befragten Personalverantwortlichen richten ihre Hand-
lungen darauf aus, dauerhafte Beschäftigungsverhältnisse
aufzubauen und die Qualifikation der Beschäftigten zu si-
chern. Wir hatten festgestellt, dass zur Erreichung dieses Ziels
eine ausgeglichene Altersstruktur, ein kontinuierlicher Lauf-
bahnverlauf und ein gewisses Maß an (Alters-)Fluktuation
notwendig sind, um reibungslos personelle Strukturen zu er-
neuern und zugleich den Wissenstransfer zwischen den Be-
schäftigten sicherzustellen zu können. Als »souveräne« Ge-
staltungsleistung sollen im Folgenden jene Übergangspoliti-
ken gekennzeichnet werden, die darauf zielen, eben solche
Strukturen herbeizuführen. In Abgrenzung dazu wird von
»Situationisten« gesprochen, wenn Übergangspolitiken kurz-
fristig und weitgehend strategielos an veränderte Umweltan-
forderungen angepasst werden (siehe Abbildung 3). 

Betriebliche Lebenslaufpolitik als »souveräne« Gestaltungslei-
stung

Markt- und finanzstarke Wachstumszweige, hier vor allem
die Mehrzahl der Banken, Sparkassen und Krankenkassen,
die im allgemeinen fast ausschließlich eigene Auszubildende
und/oder junge Hochschulabsolventen einstellen, um ihr Ziel
einer frühen beruflichen Integration in das Unternehmen si-
cherzustellen, versuchten in der Anfangszeit in großem Um-
fang ihre Personalbedarfe am externen Arbeitsmarkt zu
decken. Hier erhielten auch junge, berufserfahrene Beschäf-
tigte Eintrittschancen. Diese Wirtschaftszweige, die in West-
deutschland einen besonders hohen Wert auf ihre beruflichen
Abschlüsse legen, waren aufgrund ihres schnellen Wachs-
tums in Ostdeutschland gezwungen, in der Rekrutierung auf
dieses Kriterium zu verzichten. Grundsätzlich ist der Einstieg
ins Unternehmen durch besondere Integrationsmaßnahmen
(Laufbahnprogramme nach der Dualen Ausbildung oder
Traineeprogramme für Hochschüler) begleitet. In dieser Zeit
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23 Nach Pfeffer (1983) reduzieren große Kohorten die Aufstiegschancen für
nachfolgende Kohorten. Dies führt zu Konflikten um Aufstiegsmöglichkei-
ten, zu Motivationsproblemen und (vor allem dies ist mit Blick auf die an-
gespannte Situation auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt eher unwahr-
scheinlich) zu einer erhöhten Fluktuation besonders bei denjenigen, denen
Möglichkeiten des Aufstiegs verwehrt sind.



wurde den Personalverantwortlichen allerdings eine beson-
dere Gestaltungskraft abverlangt. Die für die ostdeutschen
Beschäftigten neuen Qualifikationsanforderungen erforder-
ten eine Qualifizierungsoffensive, die nicht nur die neuen,
sondern ebenso die in einigen Unternehmen übernommenen
Beschäftigten erreichte. Nach der turbulenten Anfangszeit
kehrten die Unternehmen zu ihrer aus Westdeutschland be-
kannten Strategie zurück. Einstellungen wurden auf die Ein-
stiegspfade Duale Ausbildung und im Fall der Banken und
Sparkassen auf den Übergang nach dem Hochschulabschluss
mit anschließendem Trainee-Programm begrenzt. Doch nicht
nur in der Einstiegs-, sondern ebenso in der Ausstiegspolitik
bewiesen diejenigen Unternehmen, die z.T. älteres Personal
aus DDR-Zeiten übernommen hatten, Gestaltungskraft. Ih-
nen gelang es, die Ausgliederung der Jahrgänge vor 1938 mit
dem explizit geäußerten Ziel, personalpolitischen Spielraum
für jüngere Beschäftigte zu schaffen, zu verknüpfen.

Finanz- und Marktstärke unterstützen die Möglichkeit der
personalpolitischen Gestaltung, sie sind jedoch nicht alleini-
ger Erklärungsfaktor. Dies verdeutlicht sich, wenn man die
kleineren und größeren Unternehmen der ambulanten Pflege
und der Umweltanalyse betrachtet, die sich zunächst alle ge-
gen eine starke Konkurrenz am regionalen Markt durchsetzen
mussten. Ein Teil von ihnen setzte und setzt auf jüngere Nach-
wuchskräfte, die sie ungeachtet der hohen alltäglichen Ar-
beitsbelastungen erfolgreich in die Unternehmen integrieren
konnten. Das verdeutlicht sich darüber hinaus nachdrücklich

bei der Betrachtung der chemischen Industrie. Sie war be-
sonders vom Strukturwandel betroffen, und in allen befragten
Unternehmen schieden ca. 80% der Mitarbeiter aus. Wie alle
personalübernehmenden Unternehmen trennten sie sich kon-
sequent von ihren älteren Beschäftigten. Zudem wurden Be-
schäftigte im großen Umfang entlassen. Hier verfolgten zwei
Unternehmen eine altersselektive Entlassungspolitik und
strapazierten die Bestandsschutzregelungen des Kündigungs-
schutzes. Es sind diese zwei Unternehmen, die in noch sehr
geringem Umfang eine Lehrausbildung fortsetzen. In eben-
falls sehr geringem Umfang wurden Hochschulabsolventen
für die Bereiche Marketing und EDV eingestellt.

Insgesamt zeigt sich, dass unabhängig von der Größe, dem
Gründungsgeschehen – hier vor allem der Frage, inwieweit
Personal aus DDR-Zeiten übernommen wurde – und nicht
gänzlich abhängig von dem Wirtschaftszweig und der Finanz-
und Marktstärke der Unternehmen, den Personalverantwort-
lichen in den hier genannten Unternehmen eine eigene Stra-
tegiefähigkeit zuzuschreiben ist. Ihre betriebliche Lebens-
laufpolitik findet ihren Niederschlag dann in der Altersstruk-
tur der Unternehmen. »Souverän« handelnde Unternehmen
weisen eine jüngere und ausgeglichenere demografische Ver-
teilung auf als – in Struktur und Markteingebundenheit – ver-
gleichbare Unternehmen. Ihre bisherigen Entscheidungen ha-
ben damit zur Folge, dass derzeit keine unmittelbare Not-
wendigkeit besteht, die Qualifikations- und Altersstruktur in
größerem Umfang zu verändern. Gleichwohl deuten sich Pro-
bleme an, die ihre Ursache in der – durch die Kohortenstruk-
tur bedingte – geringen Möglichkeit der Nachbesetzung ha-
ben. Jedoch sind es wiederum vor allem diese Unternehmen,
die vorausschauend versuchen, in ihrer Altersübergangspoli-
tik Elemente des vorzeitigen Ruhestandes auszubauen und die
Beschäftigten auf die Möglichkeit etwa von Altersteilzeit vor-
zubereiten.

Betriebliche Lebenslaufpolitik als situative Umfeldanpassung

In einem Drittel der Unternehmen stießen wir auf eine Über-
gangspolitik, die von der oben beschriebenen abweicht. Die
Personalverantwortlichen der nur zum Teil markt- und fi-
nanzschwächeren Unternehmen, die anfänglich häufig eben-
falls gewachsen waren, wie etwa ein Teil der Umweltanalyti-
ker, Steuer-/Wirtschaftsprüfer und Unternehmensberater, der
ambulanten Pflegedienste, eine Volksbank und eine Betriebs-
krankenkasse, richten ihre Suchbemühungen (im Falle der
Volksbank und der Betriebskrankenkasse vorrangig) auf be-
rufsfachlich qualifizierte Beschäftigte. Auch sie sehen quali-
fikatorische Anpassungsprobleme, doch wird die Lösung des
Problems auf die neuen Mitarbeiter übertragen. Einige Be-
fragte benutzen das Bild: Es handele sich beim Übergang in
das Unternehmen um einen »Sprung ins kalte Wasser«. Per-
sonalverantwortliche sehen die Anforderung, ohne betrieb-
lich bereitgestellte »Schwimmhilfen« auszukommen, in der
Regel als durch die Berufserfahrung gewährleistet an. Allein
in der ambulanten Pflege sind die Personalverantwortlichen
der Auffassung, dass die berufserfahrenen Beschäftigten,
Fachschulabsolventen sowie Umschüler und jüngere Fach-
schüler direkt nach ihrer Ausbildung gleichermaßen qualifi-
ziert und integrierbar sind. Bei der Personalauswahl ist die be-
rufsfachliche und tätigkeitsangemessene Qualifikation das
vorrangige Kriterium, das Kriterium Alter tritt deutlich da-
hinter zurück. Zu Einstellungen kommt es nur, wenn Perso-
nalbedarfe und Auftritte geeigneter Kandidaten zeitlich un-
mittelbar zusammenfallen. Durch den hohen Anteil fachlich
ausreichend qualifizierter Personen am Arbeitsmarkt sind
Personalbedarfe derzeit noch leicht zu decken, wobei immer
wieder von Integrationsschwierigkeiten berichtet wird, die

MittAB 3/99 327

Abbildung 3: Typen betrieblicher Lebenslaufpolitik

»Souveräne« »Situationisten«
(B1-B3; B5; B6; C2; C3; (B4; C1; C4; C5; K4; P2; P4; 
K1-K3; K5-K7; P1; P3; P6;  P5; U1; U3; U5; W1; W3; W6)
P7; U2; U4; W2; W4; W5)

Einstiege:
Lehrausbildung vorrangiger Einstiegsweg keine, oder im Branchenver-

gleich sehr geringer Anteil
Hochschulabsolventen z.T. vorrangiger Einstiegsweg keine, oder im Branchenver-

gleich sehr geringer Anteil
Fachschulabsolventen nur in der ambulanten Pflege wenige, nur in der ambulanten

Pflege
Umschüler nur in der ambulanten Pflege nur in der ambulanten  

Pflege
berufserfahrene Rekrutierung junger Be- Rekrutierung von erfahrenen,
Beschäftigte schäftigter, beschränkt auf berufsfachlich qualifizierten 

die Anfangszeit Beschäftigten, vorrangiger 
Einstiegsweg

Ausstiege:
freiwillige selten, z.T. erwünscht selten, nicht erwünscht
Ausstiege
Entlassungen insgesamt selten, mit Ausnahme insgesamt selten, mit Ausnahme 

der chemischen Industrie: hier der chemischen Industrie: hier   
begrenzt auf die Anfangszeit –   begrenzt auf die Anfangszeit
hier z.T. erfolgreiche Strategie,
qualifizierte jüngere Beschäf-
tigte zu halten

Altersübergänge in personalübernehmenden Un- in personalübernehmenden Un-
ternehmen: intensive Nutzung ternehmen: intensive Nutzung 
staatlicher Regelungen, argu- staatlicher Regelungen 
mentativ verbunden mit dem
Erhalt (Chemie) oder der Re- 
krutierung jüngerer Beschäf-
tigter

Altersstruktur jugendzentriert oder altenzentriert
ausgeglichen



teilweise in Kündigungen münden. Die Schwelle zur Ein-
richtung von Ausbildungsplätzen oder zur Integration junger
Ausbildungs- und Hochschulabsolventen sind hoch, wenn-
gleich zum Teil ein prinzipieller Bedarf an jüngeren Nach-
wuchskräften gesehen wird.

Auch in Bezug auf Ausstiege sind eigene Gestaltungsleistun-
gen nur schwach oder gar nicht erkennbar. Wie die meisten
Unternehmen sind die »Situationisten« an der dauerhaften
Beschäftigung ihrer Mitarbeiter und damit an dem Erhalt der
Qualifikation interessiert. Entlassungen sind – mit Ausnahme
der chemischen Industrie – selten und die Fluktuationsraten
sind gering. Die Gestaltung der Altersübergänge der perso-
nalübernehmenden Unternehmen erfolgte in vergleichbarer
Weise konsequent wie bei den »souveränen Gestaltern«.
Doch steht auch hier die situative Anpassung an die neuen
Marktbedingungen und nicht ein Spielraumgewinn für die
Rekrutierung jüngerer Arbeitnehmer im Vordergrund.

Insgesamt zeigt sich – auch hier z.T. unabhängig von unter-
nehmens- und wirtschaftszweigstrukturellen Merkmalen –
eine situative Haltung in Bezug auf Markt und Rechtsbedin-
gungen. Anders als die »souveränen Gestalter« läuft zumin-
dest ein Teil dieser Unternehmen Gefahr, den Anschluß an den
Aufbau einer bestandserhaltenden Personalstruktur zu verlie-
ren. Dies gilt weniger für die Betriebskrankenkasse und die
Volksbank, die langsam beginnen, junge Nachwuchskräfte
nachzurekrutieren und die versuchen wollen, die neuen Al-
tersteilzeitregelungen zugunsten eines personalpolitischen
Spielraumgewinns umzusetzen. Es gilt vor allem für die si-
tuativ agierenden Steuer-/Wirtschaftsprüfer und Unterneh-
mensberater, die Umweltanalytiker und die Chemieunterneh-
men. Ohne die Herausbildung einer eigenen Nachwuchspoli-
tik (die aufgrund ihrer demografischen Struktur Altersüber-
gangspolitiken einzubeziehen hat) werden sie zukünftig ab-
hängig sein von dem Angebot an qualifizierten Arbeitskräf-
ten am Markt. Da jedoch selbst »Souveräne« nicht über den
eigenen Bedarf hinaus ausbilden und eine auf den internen
Arbeitsmarkt ausgerichtete Integrations- und Qualifikations-
politik betreiben, ist nicht sichergestellt, dass ausreichend be-
ruflich qualifizierte und tätigkeitserfahrene Beschäftigte auf
dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen werden. 

Zusammenfassung

Der Mehrzahl der Unternehmen gelingt es, eine wirksame
Übergangspolitik zu vollziehen. Demgegenüber passt sich ein
Teil der kleineren und marktschwächeren Unternehmen le-
diglich situativ den wirtschaftlichen, arbeitsmarktlichen und
rechtlichen Rahmenstrukturen an. Als Folge dieser Politik ha-
ben sich insbesondere in situativ handelnden Unternehmen Al-
ters- und Übergangstrukturen herausgebildet, die zukünftige
personalpolitische Spielräume weiter einschränken werden. 

6 Resümee

Berufliche Verläufe hängen nicht allein von den individuellen
Leistungsmerkmalen und ihrer Bewertung, sondern ebenso
von »strukturellen Merkmalen« ab. Auch wenn sich die vor-
liegende Untersuchung zu betrieblichen Lebenslaufpolitiken
einem relativ speziellen arbeitsmarktlichen Strukturfaktor zu-
wendet, ist es möglich, anhand der Analyse kohortenspezifi-
scher Übergangstrukturen im Kontext ihrer rechtlichen, wirt-
schaftlichen und (unternehmens-)demografischen Bedingun-
gen zu erklärungskräftigen Aussagen zu Risiken und Chan-
cen von Qualifikations- und Kohortengruppen am Arbeits-
markt zu kommen.

Im Ergebnis lässt sich festhalten: Personalverantwortliche
Entscheidungsträger setzen auf stabile Beschäftigung. Dabei
versuchen sie, junge Lehr- und Hochschulabsolventen mit
dem Ziel der langfristigen Nutzung der im Prozess der be-
triebsspezifischen Ausbildung erworbenen Qualifikation zu
integrieren. Eintritte berufserfahrener Beschäftigter erfolgen
nur in der Ausnahmesituation der unvorhergesehenen Er-
schließung betrieblicher Wachstumsfelder. Austritte aus Un-
ternehmen beschränken sich weitgehend auf die dynamische
Anfangszeit. Hier wurden in den ostdeutschen Unternehmen,
die Beschäftigte aus DDR-Zeiten übernommen hatten, ältere
Arbeitnehmer unter Nutzung der staatlichen Sonderregelun-
gen zum Vorruhestand in großer Zahl ausgegliedert. In der
chemischen Industrie wurde in dieser Zeit zugleich auch die
Mehrzahl der Beschäftigten entlassen. Spätestens nach der
Zeit des Umbruchs richtete sich die Übergangspolitik auf die
Herausbildung betriebsspezifischer Arbeitsmärkte. 

Wichtige Grundlagen einer solchen Personalpolitik sind ein
ausgeglichener Altersaufbau und ein kontinuierlicher Verlauf
innerbetrieblicher Laufbahnen. Dazu müssen Unternehmen
Nachwuchskräfte in ausreichender Zahl und Qualität gewin-
nen und sie reibungslos in die personelle Struktur und ar-
beitsorganisatorischen Abläufe integrieren. Der Aufbau einer
kontinuierlichen Kohortenaustauschstruktur wurde von
»Souveränen«, nicht jedoch von »Situationisten« vollzogen.
Letztere setzen auf die berufsfachliche Qualifikation berufs-
erfahrener Beschäftigter. Gleichwohl ist die Fortsetzung ei-
nes kontinuierlichen Personalaustausches sowohl bei den »Si-
tuationisten« als auch bei den »Souveränen« gestört. Ursäch-
lich hierfür sind die geringeren Fluktuationsraten und abneh-
mende Beschäftigungsmöglichkeiten für jüngere Arbeitneh-
mer. Personalverantwortliche selbst haben mit ihrer Politik
der konsequenten Ausgliederung älterer Arbeitnehmer, mit
dem Erhalt und Ausbau stabiler Beschäftigungsverhältnisse
und im Falle der »souveränen Gestalter« der Zentrierung der
Einstellungen auf junge Beschäftigte zu dieser flexibilitäts-
mindernden Altersstruktur beigetragen. Die Orientierung an
betriebsinternen Arbeitsmärkten führt zu einer Abschottung
gegenüber Arbeitsuchenden mittleren und höheren Alters
(z.B. Arbeitslose, Berufsrückkehrer, Umschüler). Indem
»Souveräne« eine jugendzentrierte Altersstruktur herausge-
bildet haben, können sie der mangelnden Möglichkeit, Nach-
wuchskräfte einzustellen, zumindest eine Zeitlang gelassen
entgegensehen. Doch schon jetzt versucht ein Teil von ihnen
über die Schaffung von Freiräumen, insbesondere durch die
Vorbereitung von Altersteilzeitangeboten an die nachrücken-
den älteren Kohorten, personalpolitische Spielräume wieder-
zugewinnen. »Situationisten« altern, ohne die notwendigen
Austauschprozesse in Gang zu setzen. Aufgrund ihrer Über-
gangspolitik und Altersstruktur geraten sie recht schnell in
Abhängigkeit eines externen beruflichen Arbeitsmarktes. Das
hier noch bestehende Reservoir an geeigneten Arbeitskräften
dürfte allerdings aufgrund der geringen Fluktuation und der
strikt am Bedarf vollzogenen Qualifikation der »Souveränen«
in absehbarer Zeit erschöpft sein.
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